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Vorwort 


Der  Augenblick  für  eine  zusammenhängende  Darstellung  der 
letzten  Vorgänge  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  scheint  mir  noch 
nicht  gekommen  zu  sein.  Die  deutschen  Akten  sind  zwar  jetzt 
vollständig  veröffentlicht,  und  die  Aussicht  ist  gering,  daß  die 
Ententeregierungen  diesem  Beispiel  folgen  werden;  denn  sie  haben 
allzuviel  ihren  Völkern  zu  verbergen.  Aber  die  sicher  angekündigte 
Publikation  der  österreichischen  Akten  ist  wieder  verschoben 
worden;  und  wenn  sie  endlich  erschienen  sind,  wird  zunächst 
eine  gewisse  Zeit  erforderlich  sein,  um  die  Berliner  und 
Wiener  Publikationen  genau  miteinander  zu  vergleichen.  Sodann 
ist  zu  erwarten,  daß  die  deutsche  parlamentarische  Untersuchungs- 
kommission manche  wertvolle  Ergänzung  wird  liefern  können. 
Hingegen  reicht  jetzt  schon  das  vorliegende  Material  aus,  um  zu 
weitgehende  Anklagen  gegen  die  Leitung  der  deutschen  Politik 
zu  entkräften. 


Baden-Baden,  Ende  Dezember  1919 


Max  Graf  Montgelas 
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1.  Die  Vorgeschichte 

Das  Jahr  1919  hat  zahlreiche  amtliche  Veröffentlichungen  über 
den  Ursprung  des  Weltkrieges  gebracht.  Die  deutschen  Akten 
sind  vollständig  erschienen,  von  den  österreichischen  der  erste 
Teil,  aus  den  russischen  Archiven  ist  manches  wichtige  Dokument 
hervorgezogen  worden;  der  serbische  Diplomat  Bogitschewitsch 
hat  dazu  mehrfache  Ergänzungen  geliefert.  Selbst  das  Dunkel  in 
Frankreich  ist  wenigstens  etwas  gelichtet  worden  durch  das  dritte 
französische  Gelbbuch,  das  allerdings  erstaunlich  wenig  beachtet 
worden,  in  Deutschland  sogar  fast  gänzlich  unbekannt  geblieben 
ist.  Wer  heute  über  den  Ursprung  des  Krieges  schreiben  will,  muß 
diese  Publikationen  in  ihrer  Gesamtheit  berücksichtigen.  Kautsky 
tut  das  nicht,  sondern  stützt  sich  ausschließlich  auf  das  deutsche 
und  österreichische  Material.  Das  deutsche  Weißbuch  vom  Juni 
1919  wird  zwar  erwähnt  (K.  Seite  45)*)  und  an  mehreren  Steilen 
heftig  bekämpft,  die  dariin  enthaltenen  russischen  Enthüllungen 
aber  werden  mit  Stillschweigen  übergangen.  Das  Kautskysche 
Buch  ist  daher  ein,  noch  dazu  nicht  immer  unparteiischer,  Kom- 
mentar zu  den  deutschen  und  österreichischen  Akten,  aber  der 
Titel  „Wie  der  Weltkrieg  entstand“  ist  nicht  gerechtfertigt. 

Ein  einleitendes  Kapitel:  „Die  Schuldigen“  vertritt  den  meiner 
Auffassung  nach  völlig  begründeten  Standpunkt,  daß  man  sich 
nicht  damit  begnügen  dürfe,  den  Kapitalismus  und  den  dadurch 
erzeugten  Imperialismus,  das  Streben  nach  gev/ältsamer  Aus- 
dehnung des  Staatsgebiets,  für  die  ungeheure  Katastrophe  ver- 
antwortlich zu  machen.  Ich  teile  die  Auffassung,  daß  es  trotz 
Kapitalismus  und  Imperialismus  möglich  gewesen  wäre,  das  Unheil 
zu  vermeiden.  Die  geschichtliche  Forschung  darf  sich  nicht  auf 
so  allgemeine  Redensarten  beschränken.  Sie  muß  versuchen  fest- 
zustellen, inwieweit  besondere  politische  Institutionen  oder  be- 
stimmte Träger  solcher  Institutionen  als  Ursache  und  Urheber  des 
Völkerringens  anzusehen  sind. 


*)  Es  werden  bezeichnet  das  Kautskysche  Buch  mit  K., 
die  „Deutschen  Dokumente  zum  Kriegsausbruch“  mit  D., 
die  Schrift  von  Dr.  Roderich  Gooss:  „Das  Wiener  Kabinett  und  die 
Entstehung  des  Weltkrieges“  mit  G. 
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1 1-  KaJutsky  verfällt  ferner  nicht  in  den  Fehler  vieler  anderer  An- 
kläger der  Zentralmächte,  seine  Betrachtung  erst  mit  dem  Attentai 
von  Sarajevo  zu  beginnen,  sondern  geht  auch  auf  die  Vorgeschichte 
des  Krieges  ein  Aber  gerade  dabei  macht  sich  die  Beschränkung 
der  Quellen  nachteilig  fühlbar.  Gewiß  kann  man  vielem,  was  ge- 
sagt wird,  beistimmen.  Es  ist  eine  traurige  Wahrheit,  daß  Deutsch- 
land schließlich  nur  noch  mit  Staaten  befreundet  und  verbündet 
war  „die  ihre  Lebensfähigkeit  verloren  hatten“  (K.  Seite  24),  mit 
Oesterreich  und  der  Türkei.  Die  inneren  Verhältnisse  des 
morschen,  von  rivalisierenden  und  sich  befeindenden  Nationali- 
täten bewohnten  Donaustaates  und  die  harte,  selbstsüchtige  Wirt- 
schaftspolitik der  ungarischen  Agrarier  gegen  das  vergeblich  zum 
Meere  strebende  Serbien  sind  zutreffend  gekennzeichnet.  Aber  es 
heißt  doch  die  Grenze  gerechter  Kritik  überschreiten,  wenn  man 
von  einem  österreichischen  „Imperialismus“  spricht  (K.  Seite  26), 
und  die  Schilderung  der  Persönlichkeit  des  slavenfreundlichen,  die 
Wiederherstellung  des  Dreikaiserbündnisses  anstrebenden  Erz- 
herzogs Franz  Ferdinand  als  eines  Mannes,  „der  allein  auf  die 
Gewalt  baute“  (a.  a.  O.),  wird  manchem  Widerspruch  begegnen. 

_ Bei  der  Entwicklung  der  Baikankrisen  wird  die  „frivole  Ge- 
fährdung des  Weltfriedens“  durch  die  Annexion  von  Bosnien  und 
der  Herzegowina  scharf  gebrandmarkt  (K.  Seite  27),  aber  die 
friedensgefährdenden  Bestrebungen  Rußlands  und  seiner  Entente- 
freunde  werden  nicht  erwähnt.  Das  Streben  nach  der  Herrschaft 
^,e.r..  Meerengen,  einem  Ziele,  von  dem  die  politischen  und 
militärischen  Leiter  des  Zarenreichs  wohl  wußten  und  sogar  proto- 
kollarisch festlegten,  man  könne  nicht  voraussetzen,  daß  es  „außer- 
halb eines  europäischen  Krieges“  erreicht  werden  könnte 
(Weißbuch  Juni  1919,  Seite  175),  die  unter  russischer  Patronanz 
erfolgende  Gründung  des  Balkanbundes,  der  zuerst  gegen 
die  Türkei,  dann  gegen  die  Donaumonarchie  als  Sturmbock 
dienen  sollte,  die  Einweihung  Frankreichs  und  Englands  in 
die  Ziele  dieses  Bundes,  nach  seiner  Auflösung  die  weit- 
gehenden russischen  Versprechungen  an  Serbien,  um  sich 
dessen  Mitwirkung  als  Stoßtruppe  gegen  die  österreichische 
Südflanke  zu  sichern  — all  das  sind  seit  dem  Frühsommer 
1919  bekannte  Tatsachen,  an  denen  der  objektive  Forscher 
nicht  schweigend  vorübergehen  kann.  Wie  würde  es  gegen  die 
politischen  Leiter  Deutschlands  ausgenützt  werden,  wenn  von 
ihnen  der  Minister  eines  verbündeten  Staates  ähnliche  kriegs-  i 
drohende  Aeußerungen  berichten  könnte  wie  Sasonow  von 
König  Georg  und  Sir  Edward  Grey  anläßlich  der  Verhandlungen 
über  eine  englisch-russische  Marinekonvention  im  September  1912 
(Weißbuch  Juni  1919,  Seite  195)! 
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Auch  von  Widersprüchen  ist  die  Kautskysche  Darstellung  nicht 
frei.  Er  erzählt  selbst,  daß  er  im  Jahre  1902  in  einer  Schrift:  „Die 
soziale  Revolution“  nachstehendes  Urteil  abgegeben  hat  (K.  Seite  31 
und  32,  Sperrdruck  von  Kautsky): 

„Die  einzige  Friedensbürgschaft  liegt  heute  in  der  Angst  vor  dem 
revolutionären  Proletariat  Es  bleibt  abzuwarten,  wie  lange  diese  den 
sich  häufenden  Konfliktsursachen  gegenüber  standhalten  wird.  Und  es 
gibt  eine  Reihe  von  Mächten,  die  noch  kein  selbständiges  revolutionäres 
Proletariat  zu  fürchten  haben,  und  manche  von  ihnen  werden  völlig 
von  einer  skrupellosen,  brutalen  Clique  von  Männern  der  hohen 
Finanz  beherrscht.  Diese  Mächte,  bisher  in  der  internationalen 
Politik  unbedeutend  oder  friedliebend,  treten  jetzt  als  internationale 
Störenfriede  immer  mehr  hervor.  So  vor  allem  die  Vereinigten 
Staaten,  daneben  England  und  Japan.  Rußland  figurierte 
ehedem  in  der  Liste  der  internationalen  Störenfriede  an  erster  Stelle, 
sein  heldenmütiges  Proletariat  hat  es  augenblicklich  von  ihr  abgesetzt. 
Aber  ebenso  wie  der  Uebermut  eines  im  Innern  schrankenlosen 
Regimes,  das  keine  revolutionäre  Klasse  in  seinem  Rücken  scheut,  kann 
auch  die  Verzweiflung  eines  wankenden  Regimes  einen  Krieg  ent- 
zünden, wie  es  1870  bei  Napoleon  III.  der  Fall  war  und  vielleicht 
noch  bei  Nikolaus  II.  der  Fall  sein  wird.  Von  diesen  Mächten 
und  ihren  Gegensätzen,  und  nicht  etwa  von  dem  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich,  zwischen  Oesterreich  und  Italien,  droht  heute 
dem  Weltfrieden  die  größte  Gefahr.“ 

Mit  diesem  in  den  späteren  Auflagen  gestrichenen  Urteil  — 
eine  genaue  Zeitangabe  der  Streichung  wird  leider  unterlassen  — 
stimmt  es  nicht  überein,  wenn  das  vorliegende  Buch  schon  in 
den  bescheidenen  Anfängen  des  deutschen  Flottenbaues  im  Jahre 
1897  den  Uebergang  zu  einer  Weltpolitik  sehen  will,  die,  „wenn 
sie  einen  Sinn  hatte,  nur  den  haben  konnte:  Aufrichtung  der  Be- 
herrschung der  Welt  durch  Deutschland!“  (K.  Seite  17).  Wer 
solches  behauptet,  hat  sich  wohl  nie  mit  Bleistift  und  Papier  klar 
gemacht,  über  welche  Land-  und  Seestreitkräfte  Deutschland  gegen- 
über der  „Welt“  verfügte,  die  es  angeblich  gewaltsam  unterjochen 
wollte.  Darauf  wird  im  nächsten,  von  den  „Rüstungen“  handelnden 
Abschnitt  noch  eingegangen  werden.  Hier  sei  nur  erwähnt,  daß 
niemand,  der  das  Flottenprogramm  von  1897  kennt,  ernstlich 
glauben  kann,  es  habe  die  Einleitung  des  „Wettrüstens  mit  Eng- 
land“ (a.  a.  O.)  bedeutet.  Daß  die  spätere  deutsche  Flotten- 
politik, weniger  wegen  ihres  Umfangs  als  wegen  mancher 
lärmenden  Begleiterscheinungen,  ein  Haupthindernis  für  eine  Ver- 
ständigung mit  England  bildete,  soll  nicht  bestritten  werden.  Auch 
ist  zuzugeben,  daß  die  insuläre  Lage  des  Vereinigten  Königreichs 
das  Streben  erklärt  und  rechtfertigt,  sich  die  Zufuhr  zur  See  von 
Lebensmitteln  und  Rohstoffen  auch  im  Kriegsfälle  unbedingt  zu 
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sichern.  Ein  Vertreter  des  Pazifismus  aber  sollte,  wenn  er  in 
solcher  Weise  den  britischen  Marinismus  verteidigt,  den  Hinweis 
nicht  unterlassen,  daß  Englands  Versorgung  zur  See  nicht  nur 
ebenso  gut,  sondern  weit  besser  durch  das  Bekenntnis  zur  Freiheit 
der  Meere  zu  sichern  gewesen  wäre,  wie  sie  Cobden  1862  gefordert 
hatte:  Beseitigung  des  Seebeuterechts,  Beschränkung  der  Blockade 
mit  Ausnahme  der  Konterbande  auf  befestigte  oder  verteidigte 
Hafenplätze,  Beseitigung  des  Visitationsrechts  neutraler  Schiffe.  Die 
furchtbare  Waffe  der  rücksichtslosen  Blockade  hat  zudem  gezeigt, 
daß  es  ein  Irrtum  ist,  zu  glauben,  nur  die  Insel  England  sei  „im 
Falle  eines  Krieges  dem  Hungertode  ausgeliefert“  (K.  Seite  18). 
Das  kontinentale  Deutschland  hat  nicht  nur  im  Kriege,  sondern 
gegen  alle  Gesetze  von  Menschlichkeit  und  Völkerrecht  auch  nach 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  unter  dieser  schrecklichsten  aller 
Kriegswaffen  furchtbar  gelitten  und  bleibt  selbst  nach  Abschluß 
des  schmählichsten  und  demütigendsten  Friedens  von  einer  Er- 
neuerung dieses  teuflischen  Mittels  ständig  bedroht.  Auffallend 
im  Munde  eines  Vorkämpfers  internationaler  Verständigung  sind 
auch  die  Ausführungen  auf  Seite  19,  wo  England  mehr  oder  minder 
das  Recht  zu  einem  Präventivkrieg  gegen  Deutschland  wegen  dessen 
Flottenbauten  zugesprochen  wird. 

Aber  nicht  nur  der  Flottenbau  von  1897,  sondern  auch  die 
meisten  anderen  „deutschen  Provokationen“,  die  auf  Seite  21—23 
aufgezählt  sind,  fallen  in  die  Zeit  vor  dem  1902  gefällten  Urteil, 
nämlich  das  Telegramm  an  den  Burenpräsidenten  Krüger  1896, 
die  Proklamation  Kaiser  Wilhelms  an  die  Mohamedaner  1898,  das 
Verhalten  Deutschlands  auf  der  ersten  Haager  Konferenz  1899,  die 
Kaiserrede  an  die  nach  China  ziehenden  Truppen  1900.  An 
„Provokationen“  n a c h 1902  werden  nur  die  Tangerfahrt  1905  und 
die  Entsendung  des  „Panther“  nach  Agadir  1911  aufgezählt,  zwei 
Ereignisse,  die,  so  sehr  man  sie  bedauern  mag,  an  sich  wohl  kaum 
ausreichen,  um  die  1902  ausgesprochene  Auffassung  von  Grund  aus 
umzustoßen. 

Immerhin  ist  Kautsky,  im  Gegensatz  zu  manchem  seiner  Partei- 
freunde, gerecht  genug  zuzugeben,  daß  der  Militarismus  nicht  eine 
auf  Deutschland  beschränkte  Erscheinung  war,  sondern  daß  auch 
Frankreich  und  Rußland  „davon  mehr  als  genug“  hatten 
(K.  Seite  33).  Wenn  aber  unmittelbar  vorher  gesagt  wird,  daß  die 
1902  noch  in  erster  Linie  als  „internationale  Störenfriede“  bezeich- 
neten  angelsächsischen  Staaten  „bis  zum  Weltkriege  überhaupt 
keinen  Militarismus  kannten“,  so  mag  das  wohl  für  die  nord- 
amerikanische Union  gelten.  Wer  aber  das  Buch  von  Lord  Roberts: 
„41  Jahre  in  Indien“  kennt,  wer  gelesen  hat,  welche  Ueberfalls- 
pläne  gegen  Deutschland  Lord  Fisher  schmiedete,  wie  Lord  (da- 
mals Mr.)  Haldane,  nachdem  er  im  Januar  1906  die  Besprechungen 
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zwischen  dem  französischen  und  englischen  Generalstabe  ein- 
geleitet hatte,  sich  im  September  desselben  Jahres  im  preußischen 
Kriegsministerium  Belehrung  holte,  um  den  Hauptmangel  der  eng- 
lischen Heeresorganisation,  die  langsame  Mobilmachung  der 
britischen  Hilfstruppen  in  einem  etwaigen  deutsch-französischen 
Kriege,  zu  beheben,  der  muß  zugeben,  daß  England  seine  mili- 
taristische Periode,  die  durch  die  Namen  Irland,  Indien,  Aegypten 
gekennzeichnet  ist,  auch  während  der  letzten  Generation  noch 
nicht  überwunden  hatte.  Die  entsetzlichen  Nachrichten  über  das 
Blutbad  von  Amritsar  im  April  1919  bilden  dafür  einen  neuen  Beleg. 

II.  Die  Rüstungen 

Im  vorliegenden  Buche  ist  von  „ungenügenden  Rüstungen“  der 
Entente  die  Rede  (K.  Seite  179).  Dieser  Auffassung  seien  einige 
Zahlen  entgegengehalten,  die  auf  Grund  zuverlässigen  amtlichen, 
genau  geprüften  Materials  zusammengestellt  sind.  Im  Jahre 
1914  betrugen: 


Die 

Friedens- 
stärke der 
Landheere 

Die  Heran- 
ziehung der 
Bevölkerung 
zum  aktiven 
Militärdienst 

Die 

planmäßigen 
Kriegs- 
stärken der 
Landheere 
(nur  I.  u.II.Linie) 

Die  Anzahl  der 
militärisch  aus- 
gebildeten, im 
wehrpflichtigen 
Alter  Stehenden 

Deutschland  .... 

761000 

1.17  % 

2,020000 

4,84  Miilion. 

Oesterreich-Ungarn 

478000 

0,94  % 

1,338000 

2,99  „ *) 

I.  Zentralmächte  . . . 

1,239000 

— 

3,358000 

7,83  „ 

Frankreich**)  .... 

794000 

2,0  % 

1,650000 

5,35  ,, 

Rußland:  Sommer  . . 

Winter  . . 

1.445000 

1,845000 

0,85% 

1,09% 

j 3,420000 

5,70  „ 

(ohne  Kasaken) 

II.  Zweibund:  Sommer 

2,239000 



5,070000 

11,05  „ 

Winter  . 

2,639000 

*)  Einschließlich  etwa  1 Million  (?)  Ersatzreservisten  mit  nur 
zehnwöchiger  Ausbildung. 

**)  Bei  der  Friedensstärke  sind  86  000  Eingeborene  (Unteroffiziere 
und  Mannschaften)  in  Nordafrika  (einschl.  Marokko)  und  Fremdenlegionäre 
nicht  mit  eingerechnet.  Die  hohe  Zahl  der  verfügbaren  ausgebildeten  Wehr- 
pflichtigen erklärt  sich  aus  der  Ausdehnung  der  Wehrpflicht  bis  zum 
48.  Lebensjahre. 
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Sonach  war  die  Heeresfriedensstärke  des  Zweibundes  im 
Sommer  fast  doppelt  so  groß,  im  Winter  mehr  als 
doppelt  so  groß  wie  die  der  Zentralmächte.  Die  Anspannung 
der  Volkskraft  für  Zwecke  des  Landheeres  betrug  in  Frankreich  das 
Doppelte  des  Maßes  in  Oesterreich-Ungarn.  Die  planmäßigen 
Kriegsstärken  der  Heere  des  Zweibundes  überstiegen  die  der  Heere 
der  Zentralmächte  um  50  Prozent;  ihre  Mobilmachung  war 
begünstigt  dadurch,  daß  die  Friedensstärken  sich  im  Verhältnis 
den  Kriegsstärken  mehr  näherten  als  bei  den  Zentralmächten.  Die 
Zahl  der  im  Heeresdienst  ausgebildeten,  noch  im  wehrpflichtigen 
Alter  stehenden  Männer  war  in  den  Zweibundstaaten  um  40°/0 
g r ö ß e r als  in  der  anderen  Mächtegruppe.  Die  russische 
Friedensstärke  erreichte  für  sich  allein  schon,  ohne  jede 
Einziehung  von  Reservisten,  die  volle  Kriegsstärke  der 
österreichisch -ungarischen  Formationen  I.  und 
II.  Linie. 

Was  sodann  die  Heeresvermehrungen  in  den  letzten  Jahren  vor 
Kriegsausbruch  betrifft,  so  ist  dabei  folgender  Unterschied  zu  be- 
tonen: Die  Erhöhung  der  jährlichen  Rekruten- 
kontingente, wie  sie  in  sehr  bescheidenem  Umfange  in  Oester- 
reich-Ungarn, etwas  stärker  in  Deutschland,  außerordentlich  in 
Rußland  stattfand,  war  eine  Maßnahme,  die  ihre  volle  Wirksamkeit 
auf  alle  Jahresklassen  erst  nach  einem  langen  Zeitraum  ausüben 
konnte,  in  Deutschland  nach  24,  in  Oesterreich-Ungarn  und  Ruß- 
land nach  20  Jahren.  Hingegen  waren  die  Zurückhaltung 
eines  vierten  Jahrgangs  während  des  Winters  in  Ruß- 
land und  dieRückkehrzudreijährigerDienstzeitin 
Frankreich  Organisationsänderungen,  die  s o f o r t die  Kriegsbereit- 
schaft in  hohem  Maße  steigerten,  da  sie  die  Ergänzung  des 
Friedensheeres  auf  Kriegsstärke  sehr  erleichterten.  Die  lange  Dienst- 
zeit in  Frankreich,  von  der  es  keine  Ausnahme  gab,  legte  zudem  der 
Bevölkerung,  insbesondere  den  gebildeten,  politisch  führenden 
Klassen  so  schwere  Opfer  auf,  daß  ein  langes  Ertragen  solcher  Be- 
lastung wenig  wahrscheinlich  war.  Manche  erblickten  darin  ein  den 
Frieden  stark  gefährdendes  Moment,  so  der  frühere  russische 
Minister  Graf  Witte,  der  im  Juli  1914  in  Bad  Salzschlirf  zum 
bayrischen  Gesandten  in  Stuttgart,  Grafen  K.  Moy  sich  in  diesem 
Sinne  äußerte. 

„Ungenügend  gerüstet“  waren  sonach  weder  Frankreich  noch 
Rußland,  sondern  Oesterreich-Ungarn. 

Man  darf  die  übermäßigen  Rüstungen  des  Zweibundes  auch 
nicht  damit  rechtfertigen,  daß  man  nach  dem  Beispiele  einiger  ein- 
seitiger Ankläger  des  deutschen  Militarismus  sagt,  nach  dem  ab- 
lehnenden Verhalten  Deutschlands  auf  der  zweiten  Haager  Konferenz 
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1907  gegen  jede  Rüstungsminderung  sei  ein  solches  Vorgehen  der 
Entente  wohl  erklärlich.  So  sehr  man  die  Stellungnahme  Deutsch- 
lands in  der  Frage  der  Einschränkung  des  militärischen  Kraft-  und 
Kostenaufwands  mißbilligen  mag,  so  darf  man  doch  nicht  über- 
sehen, daß  schon  vor  dieser  Konferenz  das  Verhältnis  der  Heeres- 
stärken der  beiden  Staatengruppen  zwar  noch  nicht  so  ungleich, 
aber  immerhin  für  die  Zentralmächte  schon  recht  ungünstig  war. 


III.  Der  5.  und  6.  Juli  1914 

Zur  unmittelbaren  Vorgeschichte  des  Krieges  übergehend, 
legt  Kautsky  großes  Gewicht  auf  die  Zusammenkünfte  Kaiser  Wil- 
helms mit  dem  Erzherzog-Thronfolger  in  Miramare  im  April  1914 
und  zwei  Monate  später  in  Konopischt.  Er  weiß  ebensowenig  wie 
andere,  was  dort  verhandelt  wurde,  und  kennt  nur  den  Bericht 
Tschirschkys  vom  17.  Juni  (D.  Nr.  4),  daß  in  Konopischt  über  alle 
möglichen  Fragen  eingehend  gesprochen  wurde,  und  daß  auch  die 
verfehlte  Politik  Tiszas  gegenüber  den  ungarländischen  Rumänen 
einen  Gegenstand  der  Unterredungen  bildete.  Ebenso  steht,  wie 
Kautsky  zugibt,  in  dem  am  5.  Juli  in  Berlin  überreichten  Memoran- 
dum der  österreichisch-ungarischen  Regierung  (D.  Nr.  14)  die 
rumänische  Frage  im  Vordergrund.  Wenn  nun  aber  aus  dem 
Schlußsatz,  daß  es  ein  gemeinsames  Interesse  der  Zentralmächte 
sei,  „im  jetzigen  Stadium  der  Balkankrise  rechtzeitig  und  energisch 
einer  von  Rußland  planmäßig  angestrebten  und  geförderten  Ent- 
wicklung entgegenzutreten,  die  später  vielleicht  nicht  mehr  rück- 
gängig zu  machen  wäre“,  die  Folgerung  gezogen  wird,  das  Memo- 
randum sei  „kaum  anders  aufzufassen,  als  daß  es  in  der  Sprache 
der  Diplomatie  den  Präventivkrieg  gegen  Rußland  fordert“  (K. 
Seite  39),  so  bietet  die  Denkschrift  für  eine  solche  Auslegung  keinen 
Anhalt,  denn  sie  bezeichnet  im  Hinblick  auf  die  veränderte,  vom 
Dreibund  wegstrebende  Haltung  Rumäniens  folgende  Maßnahmen 
als  nötig  (D.  Nr.  14,  Seite  28,  Absatz  3 und  4): 

In  militärischer  Beziehung  andere  Dispositionen  für 
den  Fall  eines  Krieges  mit  Rußland  und  die  Anlage  von 
Befestigungen  gegen  Rumänien, 

in  politischer  Hinsicht  den  Anschluß  Bulgariens  an 
den  Dreibund  und  ein  bulgarisch-türkisches  Bündnis. 

Diese  vier  Vorschläge:  Aenderung  des  Aufmarsches  im  Mobil- 
machungsfalle, Anlage  von  Befestigungen  und  Abschluß  von  zwei 
Bündnissen  sind  Maßnahmen  auf  lange  Sicht  und  sprechen 
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nicht  für,  sondern  eher  gegen  das  Vorhandensein  eines  Planes, 
Rußland  in  nächster  Zeit  zum  Entscheidungskampf  herauszufor- 
dern. Daß  jedenfalls  auf  deutscher  Seite  „die  Absicht,  einen 
europäischen  Krieg  zu  entfesseln,  damals  (am  5.  Juli,  am 
Tage  der  Ueberreichung  des  Memorandums)  nicht  bestand“,  erklärt 
der  Verfasser  selbst  auf  Seite  48.  Ein  Irrtum  ist  es,  wenn  er  an- 
fügt, das  deutsche  Weißbuch  vom  Juni  1919  „verschweige,  daß 
man  damals  schon  den  Oesterreichern  freie  Hand  zu  einem  Kriege 
gegen  Serbien  gab  auf  die  Gefahr  hin,  damit  einen  Krieg 
gegen  Rußland  hervorzurufen“.  Der  Bericht  der  deutschen  Vierer- 
kommission erinnert  vielmehr  daran,  daß  die  deutsche  Regierung 
schon  in  der  am  3.  August  1914  dem  Reichstag  vorgelegten  Denk- 
schrift offen  aussprach,  „daß  sie  der  nach  dem  Attentat  von  Sara- 
jevo in  Wien  gehegten  Auffassung  zugestimmt  und  eine  dort  für 
nötig  erachtete  Aktion  gebilligt  habe“  (Weißbuch  Juni  1919, 
Seite  57).  Der  Bericht  wiederholt  später  nochmals,  Deutschland 
habe  der  österreichischen  Auffassung,  auf  dem  Eindruck 
einer  militärischen  Expedition  zu  bestehen,  „zugestimmt  und 
Oesterreich  dabei  ermutigt“.  Daß  dies  auf  die  Gefahr 
eines  Krieges  mit  Rußland  hin  geschah,  wurde  schon 
am  3.  August  1914  amtlich  niedergelegt.  Aber  Kautsky 
selbst  führt  in  dem  Bericht  Szögyenys  vom  6.  Juli 
(Seite  47),  dem  Briefe  Jagows  vom  18.  Juli  (Seite  66),  dem  bayeri- 
schen Bericht  vom  gleichen  Tage  (Seite  .80)  und  dem  des  belgischen 
Gesandten  Baron  Beyens  vom  28.  Juli  (Seite  65)  überzeugende 
Beweise  dafür  an,  daß  in  den  leitenden  politischen  Kreisen  Berlins 
die  Gefahr  einer  russischen  Intervention  sehr  stark  unterschätzt 
wurde. 

Bei  dieser  Auffassung  ist  es  schwer  verständlich,  daß  einer, 
mehr  als  drei  Jahre  nach  den  Ereignissen,  am  30.  August  1917, 
von  dem  in  der  kritischen  Zeit  nicht  in  Europa  weilenden  späteren 
Unterstaatssekretär  Freiherrn  von  dem  Bussche  gemachten  Auf- 
zeichnung besonderes  Gewicht  beigelegt  wird,  wonach  am  6.  Juli 
eine  „Beratung  militärischer  Stellen“  in  Potsdam  stattgefunden, 
„auf  alle  Fälle  vorbereitende  Maßnahmen  für  einen  „Krieg“  be- 
schlossen v/orden  und  „entsprechende  Befehle“  ergangen  sein  sollen 
(D.  Anhang  VIII  und  I<.  Seite  49).  Die  Bewertung  dieser  nach- 
träglichen Aktennotiz  steht  nicht  im  Einklang  mit  dem  Ergebnis  der 
Nachforschungen,  die  das  Auswärtige  Amt  im  Oktober  1919  bei 
den  in  Betracht  kommenden  Behörden  und  Persönlichkeiten  über 
den  Inhalt  dieser  Besprechungen  hatte  anstellen  lassen,  wobei  sich 
ergab,  daß  es  sich  lediglich  um  kurze  Informationen  einer  Anzahl 
von  Offizieren  handelte  (Anhang  zu  den  Vorbemerkungen  der 
deutschen  Vorkriegsakten).  Wie  soll  man  schließlich  die  schon  er- 
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wähnte  Auffassung,  daß  „die  Absicht,  einen  europäischen  Krieg 
zu  entfesseln,  damals  nicht  bestand“  (K.  Seite  48)  in  Einklang 
bringen  mit  der  Behauptung,  daß  zu  derselben  Zeit  „eine  Ver- 
schwörung zum  mindesten  gegen  Serbien  und  Rußland,  wenn  nicht 
gegen  den  Frieden  der  Welt“  (K.  Seite  50)  stattgefunden  hat? 

Das  Hauptargument  für  die  These  des  bewußt  herbeigeführten 
Präventivkrieges,  nämlich  der  Potsdamer  „Kronrat“  oder  „Kriegs- 
rat“ unter  Teilnahme  der  Generalstabschefs  beider  Kaiserreiche, 
ist  hinfällig  geworden,  denn  nicht  darauf  kommt  es  an,  ob  einige 
Offiziere  mehr  oder  weniger  über  das  Vorhaben  Oesterreich- 
Ungarns  unterrichtet  wurden,  sondern  darauf,  daß  nicht  von 
deutscher  Seite  eine  gemeinsame  Beratung  der  politisch  und  mili- 
tärisch leitenden  Persönlichkeiten  beider  Länder  veranlaßt  worden 
ist.  Vom  realpolitischen  Standpunkt  aus  muß  es  sogar  als 
ein  Fehler  bezeichnet  werden,  daß  nicht  wenigstens  die  deutschen 
Zivil-  und  Militärbehörden  in  gemeinsamer  Beratung  unter  sich  die 
Lage  besprochen  haben,  wie  es  in  Oesterreich-Ungarn  geschehen 
ist.  In  militärischer  Beziehung  ferner  war  es  ein  schweres 
Versäumnis,  daß  man  sich  nicht  vergewissserte,  welche  Vorsorge  der 
österreichisch-ungarische  Generalstab  getroffen  hatte,  um  im  Falle 
des  Mißlingens  der  „Lokalisierung“  des  Konflikts  die  Masse  der 
Truppen  rasch  gegen  Norden  zu  werfen,  gegen  Serbien  aber 
nicht  mehr  als  3 — 4 Armeekorps  mit  rein  defensivem  Auftrag  zu 
lassen.  Vom  moralischen  Gesichtspunkte  sind  diese  politi- 
schen und  militärischen  Versäumnisse  eine  große  Rechtfertigung 
der  deutschen  Haltung,  aber  es  war  für  die  Einleitung  des 
Kampfes  gegen  die  russische  Uebermacht  ein  ungemein  er- 
schwerender Umstand,  daß  nach  der  eigenhändigen  Niederschrift 
des  österreichisch-ungarischen  Generalstabschefs  am  1.  August 
infolge  der  Einleitung  des  Aufmarsches  gegen  Serbien  mit  zu 
starken  Kräften  „große  technische  Schwierigkeiten“  bestanden, 
„die  überwiegenden  Hauptkräfte  gegen  Rußland  zu  versammeln“ 
(G.  Seite  311,  Anm.  2). 


IV.  Das  Ultimatum  an  Serbien 

Eine  Verkennung  der  politisch-militärischen  Zusammenhänge 
ist  es,  wenn  Deutschland,  nachdem  einmal  die  moralisch  ge- 
wiß nicht  zu  billigende  Aktion  gegen  Serbien  be- 
schlossen war,  ein  besonderer  Vorwurf  daraus  gemacht  wird,  daß 
es  Oesterreich  zu  einem  raschen  Vorgehen  drängte.  Denn 
wenn  Oesterreich-Ungarn  politisch  und  militärisch  rascher 
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gehandelt  hätte,  so  würde  vermutlich  ein  Eingreifen  Rußlands  und 
damit  die  Ausdehnung  des  Konflikts  nicht  erleichtert,  sondern 
erschwert  worden  sein.  Kautsky  selbst  schreibt,  daß  man 
hoffte,  „durch  Ueberrumpelung  mit  der  Kriegserklärung  (er- 
gänze: an  Serbien)  den  Weltfrieden  zu  erhalten“  (K.  Seite  64). 
Es  ist  zudem  vom  realpolitischen  Standpunkte  aus  gar 
nicht  erwiesen,  daß  diese  Rechnung  „falsch“  war:  die  Probe  dar- 
auf wurde  nicht  gemacht,  denn  es  ist  ja  zu  dem  in  Berlin  ge- 
wünschten raschen  Handeln  nicht  gekommen. 

Daß  die  an  Serbien  zu  stellenden  Forderungen  in  Berlin, 
obwohl  nicht  in  allen  Einzelheiten  bekannt,  als  unannehmbar  an- 
gesehen wurden,  ist  längst  kein  Geheimnis  mehr.  Daß  man  über- 
haupt in  Berlin,  ebenso  wie  in  Wien,  die  kriegerische  Auseinander- 
setzung mit  Serbien  wünschte,  hat  auch  die  deutsche 
Viererkommission  in  Versailles  mit  aller  Deutlichkeit  ausgesprochen 
und  hinzugefügt,  daß  „heute  die  Welt  sich  nach  einem  Völkerbund 
sehne,  in  dem  militärische  Maßnahmen  nicht  mehr  zulässig  sind, 
und  in  dem  alle  Nationen,  ob  groß  oder  klein,  ob  stark  oder  schwach, 
die  gleichen  politischen  und  wirtschaftlichen  Rechte  genießen“. 
Seitdem  ist  durch  die  österreichischen  Veröffentlichungen  als  neue 
Tatsache  noch  bekannt  geworden,  daß  man  in  Wien  die  in  Pots- 
dam erhaltene  Zusage  der  Rückendeckung  durch  Deutschland 
in  einem  sehr  weitgehenden  Sinne  auslegte,  und  daß  die  öster- 
reichischen Beteuerungen,  serbisches  Gebiet  nicht  annektieren  zu 
wollen,  mit  der  durchaus  verwerflichen  und  heuchlerischen 
doppelten  reservatio  mentalis  „strategisch  notwendiger  Grenz- 
berichtigungen“ — worunter  natürlich  alles  Mögliche  verstanden 
werden  kann  — und  der  „Verkleinerung  Serbiens  zugunsten 
anderer  Staaten“  gemacht  worden  sind  (Protokoll  vom  19.  Juli 
1914,  Rotbuch  1919  Nr.  26). 

Aber  so  scharf  man  auch  solche  Hintergedanken  und  das  am 
23.  Juli  in  Belgrad  übergebene,  nach  Form  und  Inhalt  das  be- 
rechtigte Selbstgefühl  der  Serben  aufs  tiefste  verletzende  Ultimatum 
verdammen  muß,  so  bleibt  heute,  nach  dem  Versailler  Frieden, 
ein  solches  Urteil  einseitig  und  parteiisch,  wenn  man  nicht  hinzu- 
fügt, daß  seitdem  die  Welt  viel  Schlimmeres  erlebt  hat,  so  daß  die 
österreichische  Note  weit  zurücksteht  hinter  den  unzähligen 
Ultimaten,  mit  denen  die  Entente  das  wehrlose  deutsche  Volk  über- 
schüttet hat.  Worüber  hat  die  öffentliche  Meinung  im  Juli  1914 
sich  am  meisten  aufgeregt?  Ueber  die  Punkte  5 und  6,  denen 
zufolge  die  Teilnahme  österreichisch-ungarischer  Beamter  an  der 
Unterdrückung  der  großserbischen  Agitation  und  an  den  gericht- 
lichen Untersuchungen  gegen  die  der  Mithilfe  am  Attentat  vom 
28.  Juni  verdächtigen  serbischen  Beamten  und  Offiziere  gefordert 
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wurde.  Heute  wird  von  Deutschland  verlangt,  daß  es  zur  Ueber- 
wachung  seiner  gesamten  militärischen  und  finanziellen  Maß- 
nahmen einen  Schwarm  von  Ententekommissionen  auf  nimmt  und 
besoldet,  daß  es  ferner  eine  noch  nicht  bekannte,  allem  Anschein 
nach  sehr  große  Anzahl  deutscher  Staatsangehöriger  an  fremde 
Oerichte  ausliefert,  ein  in  der  Geschichte  aller  Zeiten  unerhörter 
Vorgang.  Es  wird  ferner  bei  der  Kritik  des  Ultimatums,  wohl 
mehr  aus  Unwissenheit  als  in  böswilliger  Absicht,  ständig  über- 
sehen, daß  Graf  Berchtold  schon  am  25.  Juli  nach  Petersburg  — 
leider  nur  streng  vertraulich  und  nicht  öffentlich-  — hatte  wissen 
lassen,  er  denke  bei  Punkt  5 an  die  Errichtung  eines  geheimen 
„Bureau  de  Sürete“  in  Belgrad,  das  nach  Art  der  analogen  russi- 
schen Einrichtungen  in  Paris  und  Berlin  funktionieren  und  mit 
der  serbischen  Polizei  und  Verwaltungsbehörde  kooperieren  würde, 
wovon  Sasonow  am  27.  Juli  verständigt  wurde  (Rotbuch  1915, 
Nr.  27;  G.  Seite  164  und  208).  Der  russische  Außenminister  war 
also  ziemlich  bald  über  einen  der  beiden  am  meisten  beanstandeten 
Punkte  des  Ultimatums  in  befriedigender  Weise  aufgeklärt  und 
dadurch,  wie  er  sich  selbst  ausdrückte,  „wesentlich  beruhigt“  (G. 
Seite  209).  Wer  heute  noch  das  österreichische  Ultimatum  kriti- 
siert, ohne  die  vorerwähnten  Umstände  zu  berücksichtigen,  der 
kennt  die  Akten  und  den  Versailler  Frieden  nicht. 

Bei  der  Vorgeschichte  des  Ultimatums  begeht  Kautsky  eine 
ähnliche  „Unvorsichtigkeit“,  wie  er  sie  bei  Eisners  Publikation  des 
bayerischen  Gesandtschaftsberichts  vom  18.  Juli  bedauert  (K. 
Seite  35).  Dem  Beispiel  der  Ententekommission  folgend,  gibt  er 
von  dem  Bericht  des  österreichischen  Sektionsrates  von  Wiesner, 
der  in  Sarajevo  Einsicht  in  die  Akten  des  Prozesses  gegen  die 
Attentäter  zu  nehmen  hatte,  nur  den  einen  Absatz  wieder,  wo- 
nach die  Mitwissenschaft  der  serbischen  Regierung  an  der  Leitung 
und  Vorbereitung  des  Attentats  als  ausgeschlossen  anzusehen  sei 
(K.  Seite  40),  erwähnt  jedoch  nicht,  daß  dieser  selbe  Bericht,  der 
nach  Berlin  nicht  mitgeteilt  worden  ist,  im  übrigen  sehr  schwere 
Anklagen  erhebt,  nämlich  nicht  nur  Betreibung  der  großserbischen 
Propaganda  von  Serbien  aus,  und  zwar  nach  der  Ueberzeugung 
aller  maßgebenden  Kreise  „unter  Förderung  sowie  mit  Wissen 
und  Billigung“  der  serbischen  Regierung,  sondern  auch  Mit- 
wirkung eines  serbischen  Beamten  und  eines  serbischen  Offiziers 
bei  Vorbereitung  des  Attentats  und  Bereitstellung  von  Bomben, 
Pistolen,  Munition  und  Gift,  endlich  Schmuggel  der  Attentäter  und 
ihrer  Waffen  über  die  Grenze  durch  serbische  Grenz-  und  Finanz- 
wachorgane (Rotbuch  1919,  Nr.  17). 
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V.  Die  Vermittlungsversuche 

Bei  den  Bestrebungen,  die  darauf  ausgingen,  zu  verhüten, 
daß  aus  dem  österreichisch-serbischen  Konflikt  ein  allgemeiner 
Weltbrand  entstehe,  traten  sich  von  Anfang  an  zwei  Auffassungen 
gegenüber: 

Deutschland  wünschte  Lokalisierung  des  Streites  unter 
Durchführung  eines  begrenzten  serbisch-österreichischen  Krieges, 

England  wünschte  Einmischung  der  Mächte  unter  Ver- 
meidung auch  des  lokalisierten  Waffengangs. 

Die  Ereignisse  haben  gezeigt,  daß  das  Streben  nach  Lokali- 
sierung, wie  Fürst  Lichnowsky  in  einer  Reihe  eindringlich  war- 
nender Berichte  vorhergesagt  hatte,  gänzlich  verfehlt  war.  Aber 
es  ist  kaum  gerechtfertigt,  diesen  intellektuellen  Irrtum,  der  haupt- 
sächlich auf  einer  Unterschätzung  des  Kriegs- 
willens und  der  Kriegsbereitschaft  des 
russisch-französischen  Waffenbundes  beruhte, 
als  eine  „Sabotierung  der  Friedensbemühungen“  zu  brandmarken 
* (K.  Seite  81).  Es  darf  daran  erinnert  werden,  daß  auch  König 
Georg  von  England,  wohl  nicht  ohne  Einvernehmen  mit  seinen 
verfassungsmäßigen  Beratern,  noch  am  26.  Juli  dem  Prinzen 
Heinrich  von  Preußen  versicherte,  „er  und  seine  Regierung  würden 
nichts  unversucht  lassen,  um  den  Kampf  zwischen  Oesterreich  und 
Serbien  zu  lokalisieren“  (D.  Nr.  374,  K.  Seite  106),  und 
daß  zwei  Tage  früher  Sir  Edward  Grey  dem  deutschen  Botschafter 
erklärt  hatte,  „solange  es  sich  um  einen  . . . lokalisierten 
Streit  zwischen  Oesterreich  und  Serbien  handle,  ginge  ihn,  Sir 
Edward  Grey,  die  Sache  nichts  an“  (D.  Nr.  157,  K.  Seite  110). 
Der  französische  Botschafter  in  Wien  vertrat  am  22.  Juli  die  Auf- 
fassung, Rußland  werde  „im  Falle  eines  Waffengangs  zwischen 
der  Donaumonarchie  und  Serbien  nicht  aktiv  eingreifen,  sondern 
anstreben,  daß  der  Krieg  lokalisiert  bleibe“  (G.  Seite  129).  Der 
stellvertretende  französische  Minister  des  Auswärtigen  äußerte 
noch  zwei  Tage  später,  nach  Kenntnis  des  österreichischen  Ulti- 
matums, die  „französische  Regierung  teile  aufrichtig  den  (zu  er- 
gänzen: von  deutscher  Seite  geäußerten)  Wunsch,  daß  Konflikt 
lokalisiert  bleibe  (D.  Nr.  154)“.  Der  Glaube  an  die  Mög- 
lichkeit der  Lokalisierung  war  also  nicht  ausschließlich  auf  die 
deutsche  Reichsleitung  beschränkt.  Dabei  sei  nochmals  betont, 
daß  diese  Auffassung  hier  in  keiner  Weise,  weder  moralisch  noch 
politisch,  verteidigt  werden  soll. 

Kautsky  verfällt  nun  zwar  nicht  in  den  Fehler,  zu  behaupten, 
daß  die  deutsche  Regierung  „systematisch  alle  vermittelnden  Be- 
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mühungen  zunichte  gemacht  habe“,  wie  der  Bericht  der  Entente- 
kommsision  vom  29.  März  1919  (Weißbuch  vom  Juni  1919,  Seite  35), 
sei  es  infolge  seiner  erstaunlichen  Unkenntnis  der  Akten,  sei  es 
wider  besseres  Wissen,*  glauben  zu  machen  versucht.  Aber  auch 
die  Angabe  ist  unrichtig,  daß  Oesterreich  „alle  Vermittlungsvor- 
schläge“ abgelehnt  habe,  und  daß  „keiner  von  Deutschland“  aus- 
gegangen sei  (K.  Seite  83).  Was  zunächst  Deutschland  betrifft, 
so  hatte  Sir  Edward  Grey  schon  am  23.  Juli  dem  österreichisch- 
ungarischen Botschafter  gesagt,  „das  beste  wäre  wohl,  wenn 
zwischen  Wien  und  Petersburg  direkter  Gedankenaustausch  geführt 
werden  könnte“  (Rotbuch  1919  Nr.  59).  Gerade  diesen  direkten 
Gedankenaustausch  nun  regte  Graf  Pourtalös  am  26.  Juli  in  Peters- 
burg an,  Sasonow  ging  darauf  ein  (D.  Nr.  238,  Orangebuch 
Nr.  32),  Berlin  gab  die  Anregung  nach  London  und  Wien  weiter 
(D.  Nr.  238,  Anmerkung  2,  Nr.  248  und  277),  Grey  bezeichnete 
diese  Methode  wie  am  23.,  so  auch  am  28.  Juli  als  „die  beste  von 
allen“  und  vertrat  diesen  Standpunkt  noch  am  29.  (Blaubuch  Nr.  67, 
D.  Nr.  357). 

Dieser  in  Berlin,  Petersburg  und  London  als  gangbarster 
Weg  angesehene  Vorschlag  wurde  auch  in  Wien  nach  wieder- 
holter dringender  deutscher  Befürwortung  angenommen  (D. 
Nr.  396,  433  und  448,  Rotbuch  1915,  Nr.  49  und  50).  Die 
Nachricht  von  der  österreichischen  Annahme  wurde  sofort  nach 
London  und  Petersburg  weitergegeben  (D.  Nr.  444  und  dortige 
Anmerkung  3),  veranlaßte  aber  leider  London  nicht  dazu,  einen 
ähnlichen  Druck  auf  Petersburg  auzuüben,  wie  er  von  Berlin  auf 
Wien  erfolgt  war  (D.  Nr.  489,  Blaubuch  Nr.  110). 

Daß  die  viel  besprochene,  für  die  deutsche  Diplomatie  sehr 
belastend  lautende  Depesche  des  Grafen  Szögyeny  vom  27.  Juli 
(K.  Seite  87 — 89)  energische  deutsche  Vermittlungsaktionen  in 
Wien  nicht  verhindert  hat,  gibt  auch  die  Kautskysche  Dar- 
stellung zu,  denn  es  wird  dort  über  die  Tätigkeit  der  Berliner  Re- 
gierung gesagt: 

„Ein  Wechsel  in  ihrer  hartnäckigen  Sabotierung  jeglicher 
Friedensarbeit  bereitet  sich  vor  am  28.  Juli“  (K.  Seite  90)  — 
genauer:  mit  der  Depesche  vom  27.  Juli,  11B0  abends  (D.  Nr.  277) 
und  ferner: 

„Nach  dem  29.  Juli  suchte  sie  den  Frieden  zu  retten“  (K. 
Seite  126)  — richtiger:  nachdem  die  entgegenkommende  serbische 
Antwortnote  am  28.  Juli  genau  geprüft  worden  war. 

Man  muß  sich  wirklich  fragen,  wie  die  Behauptung  einer 
Verschwörung  „zum  mindesten  gegen  Serbien  und  Rußland,  wenn 
nicht  gegen  den  Frieden  der  Welt“  noch  aufrechterhalten  werden 
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kann,  wenn  man  die  Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  zur 
serbischen  Antwortnote  und  sein  Schreiben  an  den  Staatssekretär 
des  Auswärtigen  vom  28.  Juli,  10°  vormittags,  kennt  (D. 
Nr.  271,  293;  K.  Seite  91  und  92).  Es  handelt  sich  hier  nicht 
um  eine  jener  impulsiven,  rasch  wechselnden  Eingebungen  des 
Augenblicks,  die  nach  Ausweis  der  Akten  häufig  keinerlei  Beach- 
tung fanden,  sondern  um  einen  ausdrücklichen  Befehl  zur  Ein- 
leitung einer  bestimmten  Aktion  in  Wien  auf  der  Grundlage,  daß 
Oesterreich  seine  militärischen  Operationen  auf  eine  Besetzung  von 
Belgrad  nebst  angrenzendem  Gebiet  beschränke,  das  ist  auf  der- 
selben Basis,  wie  sie  der  englische  Staatssekretär  30  Stunden 
später  vorschlug  (Blaubuch  Nr.  88),  und  wie  sie  nach  dem 
Scheitern  des  Konferenzgedankens  wohl  von  allen  eingeweihten 
und  einsichtigen  Politikern  als  der  beste  Ausweg  aus  der  Gefahr 
angesehen  wurde.  Zu  bedauern  bleibt  dabei 
immerhin,  daßnicht  sofort  die  bevorstehende 
Kriegserklärung  an  ^Serbien  verhindert 
wurde. 

Dieser,  am  27.  Juli  abends  beginnende,  am  folgenden  Tage 
deutlicher  in  die  Erscheinung  tretende  Umschwung  der  Stimmung 
beweist  auch,  daß  die  energischen  Mahnnoten  nach  Wien  in  der 
Nacht  vom  29.  zum  30.  Juli  nicht  ausschließlich  auf  die  drohende 
Haltung  Englands  zurückgeführt  werden  dürfen,  über  die  Fürst 
Lichnowsky  am  29.  Juli  in  zwei  Depeschen  berichtete  (D.  Nr.  357 
und  368).  Selbstverständlich  waren  die  Londoner  Drohungen 
ein  mächtiger  Ansporn,  die  Bemühungen  um  Erhaltung  des 
Friedens  zu  verdoppeln,  aber  den  ausschließlichen  Anlaß  dazu 
bildeten  sie  nicht. 

Wie  sehr  damals  die  deutschen  Bemühungen  von  England 
anerkannt  wurden,  zeigt  der  Leitartikel  der  „Times“  vom  30.  Juli, 
in  dem  gesagt  wurde:  „Es  ist  ein  offenes  Geheimnis,  daß  Deutsch- 
land sein  Möglichstes  tut,  um  den  Draht  zwischen  der  russischen 
und  der  österreichischen  Hauptstadt  zu  knüpfen“  (it  is  an  open 
secret  that  Germany  is  doing  her  best  „to  restore  the  wire“  between 
the  Russian  and  Austrian  capitals). 

Nebenbei  bemerkt,  zeigt  sich  gerade  an  diesem  Tage,  wie 
leicht  der  Einfluß  der  kaiserlichen  Marginalien  überschätzt  werden 
kann.  So  werden  auf  Seite  1 14 — 116  ausführlich  die  Bemerkungen 
des  Kaisers  zur  letzten  Depesche  Lichnowskys  vom  29.  Juli  mit- 
geteilt. Diese  Notizen  wurden  aber  erst  am  30.  Juli,  1°  nach- 
mittags geschrieben,  dem  Auswärtigen  Amt  also  noch  später  be- 
kannt. Jedoch  schon  am  frühen  Morgen,  um  255,  war  die  englische 
Warnung  fast  in  vollem  Wortlaut  unter  Anfügung  einer  sehr 
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deutlichen  deutschen  Warnung  nach  Wien  telegraphiert  worden 
(D.  Nr.  395),  worauf  5 Minuten  später,  um  3°  morgens,  eine  zweite 
Mahnung  wegen  Aufnahme  der  direkten  Besprechungen  Wien- 
Petersburg  folgte  (D.  Nr.  396). 

Die  Kautskysche  Darstellung  rückt  immerhin  weit  ab  von 
jenen  Verleumdern,  die  in  den  Mahndepeschen  Berlin — Wien  nur 
Lug  und  Trug  und  Heuchelei  sehen  wollen  oder  die  mit  dem 
schamlosen  Ultimatum  vom  16.  Juni  1919  behaupten,  sie  seien  im 
voraus  durch  geheime  Weisungen  unwirksam  gemacht  worden. 
Ein  Zweifel  an  der  Ehrlichkeit  des  Friedenswillens  wird  nicht 
geäußert,  aber  die  Hindernisse,  an  denen  er  scheiterte,  sind  nicht 
erschöpfend  gewürdigt.  Das  eine  Hindernis  wird  in  der  öster- 
reichischen Regierung,  das  andere  in  der  Einwirkung  des 
deutschen  Generalstabes  gesehen  (K.  Seite  126). 

Hinsichtlich  des  ersten  Hindernisses  muß  dem  ausgesprochenen 
Urteil  auf  Grund  der  Veröffentlichungen  von  Dr.  R.  Gooss  zu- 
gestimmt werden.  Der  von  Deutschland  so  dringend  empfohlene 
Greysche  Vorschlag  wurde  von  Wien  in  außerordentlich 
dilatorischer  Weise  behandelt,  vom  Ministerrat  am  31.  Juli  nur 
zum  Schein  unter  Vorbehalt  angenommen,  auch  diese  bedingte 
Annahme  erst  am  1.  August  345  vormittags  nach  Berlin,  London 
und  Petersburg  mitgeteilt  und  vom  österreichisch-ungarischen  Bot- 
schafter in  Berlin,  soweit  bis  jetzt  festgestellt  werden  kann,  nicht 
mehr  an  das  Auswärtige  Amt  weitergegeben  (G.  Seite  301 — 304, 
Seite  235—340). 

Auf  die  Wiederaufnahme  der  direkten  Besprechun- 
gen war  das  Wiener  Kabinett  infolge  des  deutschen  Druckes,  wie 
schon  erwähnt,  zwar  eingegangen,  aber  die  entsprechenden 
Weisungen  nach  Petersburg  wurden  unbegreiflicherweise  erst  am 
31.  Juli,  l40  morgens,  expediert  und  trafen  daher  erst  im  Laufe  des 
späten  Nachmittags  beim  dortigen  Botschafter  ein  (G.  Seite  292, 
Anmerkung  1 und  Seite  297),  also  erst  zu  einer  Zeit,  da  die  Lage 
durch  die  allgemeinen  Mobilmachungen  in  Rußland  und  Oester- 
reich-Ungarn und  die  Absendung  der  deutschen  Ultimaten 
schon  äußerst  bedrohlich  geworden  war. 

Bei  dem  zweiten  Hindernis  aber,  dem  Drängen  des 
deutschen  Gettieralstabes  auf  eine  baldige  Ent- 
scheidung, wird  übersehen,  daß  die  militärischen  Maßnahmen  in 
Rußland  dieses  Drängen  sehr  begreiflich  machten. 
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VI.  Die  Mobilmachungen 

Damit  gelangt  die  Besprechung  zu  einem  Abschnitt,  der  im 
vorliegenden  Buch  unzulänglich  dargestellt  ist,  den  militärischen 
Maßnahmen  im  Juli  1914.  Zunächst  liegt  das  Versehen  vor,  die 
Mobilmachungen,  die  1912/13  in  Oestererich-Ungarn  und  Ruß- 
land stattfanden,  denen  des  Jahres  1914  gleichzustellen  (K.  S.  29 
und  135).  Im  ersten  Falle  aber  handelte  es  sich  um  Maßnahmen, 
die  auf  Grund  von  Sonderbefehlen  allmählich  die  Präsenz- 
stärke bei  einer  Anzahl  von  Truppenteilen  erhöhten,  von  einem 
Aufmarsch,  das  ist  der  Versammlung  außerhalb  der  Friedens- 
garnisonen an  den  bedrohten  Grenzen,  jedoch  absahen.  So 
wurden  damals  in  Oesterreich-Ungarn  die  beiden  bosnischen 
Armeekorps  (XV.  und  XVI.)  auf  vollen  Kriegsstand  gebracht,  bei 
drei  weiteren  Korps  im  Innern  der  Monarchie  (IV.,  VII.,  XIII.) 
durch  Einziehung  einer  Klasse  der  Reserve  und  dreier  Jahrgänge  der 
Ersatzreserve  eine  erhebliche,  bei  den  drei  galizischen  Korps 
(I.,  X.,  XI.)  sowie  bei  sechs  Kavalleriedivisionen  eine  geringere 
Erhöhung  des  Friedensstandes  durchgeführt.  Aehnlich  war  es 
damals  in  Rußland;  dort  handelte  es  sich  im  Winter  1912/13  haupt- 
sächlich um  die  zum  ersten  Male  angewendete  Maßnahme  der  Zu- 
rückbehaltung des  ältesten  Jahrgangs  bei  den  Fahnen,  ferner  um 
„Probemobilmachungen“  (opytnaja  mobilisazija),  bei  denen  die  ein- 
zuziehenden Reservisten  und  Pferde  durch  Abgaben  anderer 
Truppenteile  dargestellt  wurden,  sowie  um  „Kontrollmobil- 
machungen“  (powjerotschnaja  mobilisazija),  bei  denen  nach  den 
1911  aufgestelten  „Grundsätzen“  die  zur  Ergänzung  auf  Kriegs- 
stärke nötigen  Reservisten  wirklich  einberufen,  Pferde  und  Fahr- 
zeuge von  der  Bevölkerung  gestellt  wurden. 

Im  Jahre  1914  aber  werden  die  für  bestimmte 
Kriegsfälle  vorgesehenen  Mobilmachungs- 
befehle erlassen,  auf  Grund  deren  nach  lange  festgelegtem, 
sorgfältig  vorbereitetem  Plane  nicht  nur  die  Ergänzung  der 
Truppen  auf  Kriegsstärke,  sondern  auch  die  Beschaffung  des  ge- 
samten Kriegsgeräts  und  in  unmittelbarem  Anschluß  daran,  teil- 
weise schon  gleichzeitig  damit,  der  Aufmarsch  durchgeführt 
werden,  die  kriegerischen  Operationen  beginnen  sollten. 

Ein  weiterer  Irrtum  ist  es,  wenn  aus  einer  der  von  Eisner  weg- 
gelassenen Stellen  des  bayerischen  Gesandtschaftsberichts  vom 
18.  Juli  (D.  Anhang  IV.  2)  gefolgert  wird,  nach  deutscher  Auf- 
fassung habe,  „wenn  Oesterreich  mobilisierte“,  dies  „automatisch“ 
die  russische  Mobilisierung  nach  sich  ziehen  müssen  (K.  Seite  128, 
129).  Das  wird  von  der  österreichischen  Ges  amt  mobil- 
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machung,  insbesondere  von  der  in  Galizien,  gesagt,  nicht  aber  von 
der  am  25.  Juli  verfügten  Teil  mobilmachung,  die  Galizien  nicht 
berührte.  Die  österreichische  Gesamt  mobilmachung,  von  der 
die  automatische  Gegenwirkung  befürchtet  wurde,  ist,  wie  jetzt 
doch  allgemein  bekannt  sein  sollte,  nicht  vor,  sondern  nach  der 
russischen  Totalmobilisierung  erfolgt,  obwohl  sie  schon  gegenüber 
der  am  29.  Juli  offiziell  mitgeteilten  Teilmobilmachung  von 
1 3 Armeekorps  eine  völlig  gerechtfertigte,  rein  defensive  Maßnahme 
bildete;  denn  damit  wurden  lediglich  50  Truppen-,  Landwehr-  und 
Honveddivisionen  — mehr  zählte  das  Heer  des  Donaustaates  nicht 
— gegen  54  (50)  russische  und  serbische  Divisionen  — 39  russi- 
sche Feld-  und  Reservedivisionen  und  15  (nach  deutscher  Be- 
rechnung 11)  serbische  — bereitgestellt.  Auch  eine  streng  pazi- 
fistische Regierung  hätte  auf  diese  Maßnahme  nicht  verzichten 
können,  die  der  deutsche  Generalstabschef  am  30.  Juli  nachmittags 
dem  k.  u.  k.  Militärattache  dringend  empfahl,  und  die,  reichlich 
spät,  am  31.  Juli,  1228  nachmittags  angeordnet  wurde  (G.  Seite 
307  Abs.  2 und  6),  also  fast  zwei  volle  Tage,  nachdem  in 
Rußland  die  Mobilisierung  des  gesamten  Heeres  insgeheim  und 
gegen  den  Willen  des  Zaren  nicht  nur  angeordnet,  sondern  auch 
begonnen  (Bericht  des  britischen  Botschafters  in  Petersburg  vom 
15.  September  1917),  und  mehrere  Stunden  später,  als  die 
allgemeine  Mobilmachungsorder  in  den  Straßen  von  Petersburg  an- 
geschlagen worden  war. 

Daß  die  Einbeziehung  von  zwei  Korps  im  Norden  (K.  Seite 
129),  nämlich  in  Böhmen  und  Mähren  (VIII.  und  IX.)  in  die 
österreichisch-ungarische  Teilmobilmachung  vom  25.  Juli,  keinerlei 
Bedrohung  Rußlands  bedeuten  konnte,  sollte  bei  einem  Blick  auf 
die  Karte  auch  dem  militärischen  Laien  zum  Bewußtsein  kommen. 
Was  den  Bericht  des  französischen  Botschafters  in  Petersburg  über 
die  Begründung  der  allgemeinen  russischen  Mobilmachung  betrifft 
(a.  a.  O.),  so  ist  seit  den  Enthüllungen  Pokrowskis  in  der 
„Prawda“  ziemlich  allgemein  bekannt,  daß  dieser  Bericht  nicht 
nur  der  Wahrheit  widerspricht,  sondern  auch  im  französischen 
Gelbbuch  in  gefälschter  Weise  eingeordnet  ist,  da  schon  am  frühen 
Morgen  des  31.  Juli  in  Paris  ein,  die  Mobilisierung  der  ganzen 
russischen  Armee  „ohne  jede  Ausnahme“  mitteilendes  Telegramm 
des  Petersburger  Botschafters  eingetroffen  war  (Weißbuch  Juni 
1919  Seite  207).  Durch  die  erwähnten  russischen  Ent- 
hüllungen sind  ja  eine  ganze  Reihe  auch  anderer  Nummern  des 
französischen  Gelbbuches  sowie  des  russischen  Orangebuches 
als  großenteils  absichtliche  Irreführungen  entlarvt. 

Wenig  überzeugend  wirkt  der  Versuch,  zu  beweisen,  daß  man 
die  russische  Mobilmachung  „in  deutschen  Regierungskreisen  selbst 
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nicht  aus  kriegerischen  Absichten  der  russischen  Regierung“  erklärte 
(K.  Seite  129/130).  Das  Telegramm  des  deutschen  Militärbevoll- 
mächtigten in  Petersburg  vom  30.  Juli,  man  habe  „aus  Angst  vor 
kommenden  Ereignissen  ohne  aggressive  Absichten“  mobilisiert 
(D.  Nr.  445),  bezieht  sich  nämlich  nicht  etwa  auf  die  damals  noch 
verheimlichte  allgemeine  Mobilisierung,  sondern  auf  die  Teil- 
mobilmachung  gegen  Oesterreich.  Doch  auch  von  dieser  sagt 
General  von  Chelius  in  derselben  Depesche,  „diese  frühzeitige  Mobili- 
sierung gegen  Oesterreich  in  einem  lokalen  Kriege  desselben  gegen 
Serbien  trage  nunmehr  die  Schuld  an  unabsehbaren 
Folge  n“,  und  der  angeführte  Satz  über  das  Fehlen  aggresiver 
Absichten  endet  damit,  daß  man  auch  in  Petersburg  „er- 
schreckt ist  darüber,  was  man  angerichtet  hat“. 

Das  Telegramm  des  Reichskanzlers  an  die  Londoner  Botschaft, 
es  sei  „nicht  unmöglich“,  daß  die  russische  allgemeine  Mobil- 
machung durch  in  Berlin  „kursierende  falsche  und  sofort  amtlich 
dementierte  Gerüchte“  über  eine  deutsche  Mobilisierung  verursacht 
worden  sei  (D.  Nr.  488)  — gemeint  ist  das  Extrablatt  des  „Lokal- 
Anzeigers“  — äußert  eine  Vermutung,  deren  Unrichtigkeit  längst 
erwiesen  ist;  denn  sogar  das  russische  Orangebuch  (Nr.  62)  sagt, 
daß  die  Nachricht  von  der  deutschen  Mobilmachung  sich  sofort 
als  irrig  herausgestellt  habe.  Damit  kommt  auch  dieses  Telegramm 
als  Entlastungsbeweis  für  das  verbrecherische  Treiben  der 
Januschkjewitsch  und  Suchomlinow  in  Wegfall.  Wie  ernst 
gerade  in  deutschen  Regierungskreisen  die 
russischen  Mobilisierungsmaßnahmen  von  An- 
fang an  aufgefaßtwurden,  ist  schon  am  26.  Juli  viermal 
in  den  Akten  zu  lesen  (D.  Nr.  198,  199,  200,  219),  und  dort  am 
29.  sogar  achtmal  niedergelegt  (D.  Nr.  342,  343,  359,  365,  370, 
378,  380,  387). 

In  der  ganzen  Darstellung  wird  die  russische  Teilmobil- 
machung von  13  Armeekorps  am  29.  Juli  überhaupt  nicht  erwähnt, 
das  Datum  der  allgemeinen  russischen  Mobilmachung,  deren  Beginn 
selbst  nach  englischen  Quellen  (Oman:  „The  Outbreak  of  the  War 
1914—1918“)  auf  denselben  29.  verlegt  wird,  ist  unrichtig  an- 
gegeben. Kein  Leser  kann  aus  der  gebotenen  Schilderung  ent- 
nehmen, daß  in  der  Zeit  vom  26.  Juli,  1220  vormittags,  bis  zum 
29.  Juli,  1014  nachm.  — abgesehen  von  einer  Anzahl  weniger 
wichtiger,  in  die  amtliche  Publikation  nicht  aufgenommener  Nach- 
richten — nicht  weniger  als  vierundzwanzig  Mel- 
dungen über  russische  Mobilmachungsmaßnahmen  beim  Aus- 
wärtigen Amt  eingegangen  sind,  von  denen  sich  mehr  als  die 
Hälfte,  nämlich  vierzehn,  auch  auf  die  von  russischer  Seite 
beharrlich  abgeleugnete  deutsche  Front  bezogen.  Dadurch 
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mußte  ein  Gefühl  von  Unsicherheit  entstehen,  das  ein  Drängen 
militärisch  verantwortlicher  Stellen  auf  eine  Entscheidung  wohl  er- 
klärlich macht.  Was  sollte  werden,  wenn  Rußland  unter  dem  Vor- 
wand der  „Mobilmachung  nur  gegen  Oesterreich“  ein  Korps  nach 
dem  anderen  auch  gegenüber  Deutschland  mobilisierte?  Wer  da- 
mals die  Verantwortung  nicht  zu  tragen  hatte,  kann  nachträglich 
leicht  kritisieren.  Zudem  können,  seitdem  im  Mai  1919  die  fran- 
zösisch-russische Militärkonvention  von  1893/4  veröffentlicht  worden 
ist,  die  russischen  Vorspiegelungen,  daß  die  Mobilmachung  in  Ruß- 
land etwas  anderes  bedeute  als  in  den  westlichen  Ländern,  und 
daß  sie  nicht  unmittelbar  von  militärischen  Operationen  gefolgt 
sein  werde,  nicht  mehr  als  glaubhaft  angesehen  werden.  Die 
politischen  und  militärischen  Ratgeber  des  Zaren  konnten  nicht  im 
Unklaren  darüber  sein,  daß  in  Anbetracht  der  Stärkeverhältnisse 
Oesterreich-Ungarn  schon  auf  die  russische  Teilmobilmachung  mit 
seiner  Gesamtmobilmachung  zu  antworten  genötigt  war.  Sie 
mußten  wissen,  daß  die  Mobilmachung  auch  nur  eines 
Dreibundstaates  v e r tr  a g s m ä ß i g die  Mobili- 
sierung der  gesamten,  nicht  nur  russischen, 
sondern  auch  französischen  Streitkräfte  und 
deren  ungesäumten  Einsatz  zu  entscheiden- 
dem Kampfe  nach  sich  zu  ziehen  hatte  (Artikel  2 und  3 der 
im  Anhang  abgedruckten  französisch-russischen  Militärkonvention). 
Schon  die  russische  Teilmobilmachung  zog  daher  „automatisch“ 
die  österreichisch-ungarische  und  damit  „vertragsgemäß“  die  fran- 
zösische Gesamtmobilisierung  nach  sich;  Mobilmachung  in  Rußland 
bedeutete  somit  nicht  „etwas  anderes“  als  in  westlichen  Ländern. 
Zudem  hatte  schon  1892  der  russische  Generalstabschef  gesagt:  „Im 
Falle  eines  Krieges  gegen  Oesterreich  ist  es  für  Rußland  unbedingt 
unmöglich,  eine  Teilmobilmachung  durchzuführen,  Rußland  muß 
und  wird  zu  einer  Gesamtmobilmachung  schreiten“  (3.  französi- 
sches Gelbbuch  Nr.  53). 

VII.  Die  Ultimaten  nach  Petersburg 
und  Paris 

Kaiser  Franz  Josef  sah  schon  nach  Empfang  des  Telegramms 
seines  Petersburger  Botschafters  über  die  russische  Teilmobil- 
machung,  das  am  29.  Juli  10°.  abends  in  Wien  eintraf  (G.  Seite  247, 
Anm.  2),  dem  Monarchen  aber  vielleicht  erst  am  30.  zur  Kenntnis 
gebracht  wurde,  die  Fortsetzung  der  Vermittlung  als  aussichtslos 
an  und  telegraphierte  am  31.  Juli,  l06  nachm.,  nach  Berlin: 
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„Eine  neuerliche  Rettung  Serbiens  durch  Rußlands  Inter- 
vention müßte  die  ernstesten  Folgen  für  meine  Länder  nach 

sich  ziehen,  und  ich  kann  daher  eine  solche  Intervention  un- 
möglich zugeben“  (D.  Nr.  482). 

Inzwischen  hatte  mit  dem  Bekanntwerden  der  allgemeinen 
russischen  Mobilmachung  in  Berlin  am  31.  Juli,  ll04  vormittags 
auch  dort  die  politische  Leitung  ihren  Widerstand  gegen  das 
Drängen  der  militärisch  verantwortlichen  Stellen  wenigstens  teil- 
weise aufgegeben.  Um  1°  nachmittags  wurde  zwar  noch  nicht 
die  Mobilmachung  mit  Mobilmachung  beantwortet,  sondern  einst- 
weilen nur  der  „Zustand  drohender  Kriegsgefahr“  erklärt.  Immer- 
hin trat  das  ein,  was  Oberst  Repington  tags  vorher  — für  Rußland 
damals  schon  zutreffend,  für  Deutschland  noch  nicht  — geschrieben 
hatte:  „Militärische  Forderungen  haben  jetzt  den  Vorrang  vor 
politischen  Erwägungen“  (military  exigencies  now  override  poli- 
iical  considerations),  und  auch  seine  andere  Vorhersage  bewahr- 
heitete sich:  „Es  wird  ein  Wunder  sein,  wenn  nicht  sehr  bald  nach 
Ankündigung  einer  russischen  Mobilmachung  ganz  Europa  in 
Flammen  stehen  wird“  (in  a very  short  time  after  a Russian  mobili- 
sation  is  announced,  it  will  be  a miracle  if  all  Europe  is  not  aflame). 
Er  hatte  wohl  schon  eine  Ahnung,  wenn  nicht  eine  genaue  Kenntnis, 
von  dem,  was  die  französisch-russische  Militärkonvention  über 
Mobilmachungen  vereinbart  hatte.  Spätestens  am  31.,  vermutlich 
aber  schon  am  30.,  hatte  auch  Frankreich  den  letzten  Schritt 
vor  der  Mobilmachung  getan,  nämlich  den  Befehl  zur  Auf- 
stellung des  Grenzschutzes  (ordre  de  depart  en  Cou- 
verture) erlassen,  demzufolge  11  Infanterie-  und  3 Kavallerie- 
divisionen mobilisiert  wurden  und  an  die  Grenze  abrückten  (Weiß- 
buch Juni  1919,  Seite  74). 

Da  Deutschland  die  russische  Mobilmachung  nicht  sofort,  wie 
es  auch  der  strengste  Pazifist  als  berechtigt  anerkennen  müßte,  mit 
Mobilmachung,  sondern  mit  Erklärung  des  Zustandes  drohender 
Kriegsgefahr  beantwortete,  erging  um  320  nachmittags  ein 
zwölfstündiges  Ultimatum  nach  Petersburg,  das  die  Einstellung 
aller  Kriegsmaßnahmen  gegen  Deutschland  und  Oesterreich 
forderte  (D.  Nr.  490).  Dieser  Zusatz  „und  Oesterreich“  wurde  für 
nötig  erachtet,  um  allen  Einwänden  Rußlands,  seine  Mobilmachung 
richte  sich  nur  gegen  Oesterreich,  den  Boden  zu  entziehen  (Blau- 
buch Nr.  121),  und  im  Hinblick  auf  die  nunmehr  erwiesene  Doppel- 
züngigkeit der  amtlichen  russischen  Angaben  über  die  getroffenen 
militärischen  Maßnahmen  kann  diese  Begründung  nicht  mehr  als 
ungerechtfertigt  angesehen  werden.  Immerhin  wäre  es  wohl 
richtiger  gewesen,  eine  solche  Anfrage  nicht  ohne  Mitwirkung 
Oesterreichs  zu  stellen  oder  wenigstens  anzufügen,  daß,  falls  Ruß- 
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land  seine  Mobilmachung  einstelle,  Deutschland  sich  dafür  ver- 
bürge, daß  auch  Oesterreich  gegenüber  Rußland  das  Gleiche  tun 
werde.  Tatsächlich  scheint  man  sich  Wien  gegenüber  auf  die 
telephonische  Mitteilung  beschränkt  zu  haben,  daß  die  Absicht  be- 
stehe, „ein  Ultimatum  an  Rußland  wegen  Einstellung  der  Mobil- 
machung zu  richten“  (G.  Seite  308,  Abs.  6). 

Weit  verhängnisvoller  war  etwas  anderes.  Der  deutsche  Kriegs- 
plan wollte,  wie  wohl  den  Generalstäben  aller  Länder  bekannt  war, 
im  Osten  nur  eine  geringe  Anzahl  Korps  belassen,  die  Masse  aber 
ohne  Zeitverlust  gegen  Westen  werfen.  Deshalb  wurde  gleichzeitig 
mit  dem  nach  Petersburg  gehenden  zwölfstündigen  Ultimatum  auch 
nach  Paris  eine  auf  18  Stunden  befristete  Anfrage  gerichtet,  ob 
Frankreich  „in  einem  russisch-deutschen  Kriege  neutral  bleiben 
wolle“  (D.  Nr.  491).  Besonders  schlimm  war  es,  daß  man  in 
einem  geheimen  Zusatz  für  den  wenig  wahrscheinlichen  Fall  einer 
französischen  Neutralitätserklärung  die  Besetzung  der  Festungen 
Toul  und  Verdun  „als  Pfand“  fordern  zu  müssen  glaubte,  was 
zweifelsohne  eine  gänzlich  unannehmbare  Forderung  bedeutete,  die 
auch  ein  Jaures  mit  Entrüstung  zurückgewiesen  hätte.  Man  darf 
die  Frage  aufwerfen,  ob  das  Ultimatum  an  Frankreich  so  früh  nötig 
war.  Gab  Rußland  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  keine  oder  eine 
abschlägige  Antwort,  so  erging  der  deutsche  Mobilmachungsbefehl, 
und  diesem  folgte  doch  zweifelsohne  sofort  der  französische,  worauf 
die  Stellung  der  Anfrage  in  Paris,  ohne  den  unannehmbaren  ge- 
heimen Zusatz,  gerechtfertigt  gewesen  wäre. 

Man  kann  daher  zu  dem  Schlüsse  kommen,  daß  die  Anfrage  in 
Petersburg  anders  zu  fassen,  die  nach  Paris  aber  vorläufig  entbehr- 
lich gewesen  wäre.  Aber  auch  in  solchem  Falle  würden  die  Er- 
eignisse kaum  anders  verlaufen  sein.  Rußland  hätte  seine  Mobil- 
machung nicht  rückgängig  gemacht,  denn  die  Demobilisierung  von 
Millionenheeren  ist  nicht  so  einfach,  wie  Kautsky  auf  Seite  136  an- 
nimmt. Die  militärische  Begründung,  die  Zurücknahme  einer  Mobil- 
machung sei  „technisch  unmöglich“,  ist  zwar  nicht  wörtlich  dahin 
zu  verstehen,  daß  ein  solcher  Gegenbefehl  überhaupt  nicht  durch- 
führbar sei,  aber  die  Unterbrechung  oder  Einstellung  einer  Massen- 
mobilmachung ruft  derartige  Störungen  in  den  militärischen  Vor- 
bereitungen und  im  Verkehrswesen  hervor,  daß  der  betreffende 
Staat  für  längere  Zeit  in  einen  Zustand  operativer  Unterlegenheit 
gerät,  den  während  politischer  Krisen  kein  Staatsmann  wird  ver- 
antworten können.  Wenn  aber  Rußland  nicht  demobilisierte, 
mußte  Deutschland  mobil  machen,  Frankreich  mußte  folgen. 

Bei  dem  Vergleich  der  nach  Petersburg  und  Paris  gerichteten 
Anfragen  wird  hervorgehoben,  daß  in  der  ersteren  der  „ent- 
scheidende Satz“  fehlte,  „die  Mobilmachung  bedeute  unvermeid- 
lich Krieg“  (K.  Seite  137).  Dazu  ist  zu  bemerken,  daß  die  Auf- 
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fassung  über  die  Tragweite  der  deutschen  Mobilmachung  schon 
einmal  am  26.  Juli  und  dreimal  am  29.  nach  Petersburg  gedrahtet 
worden  war  (D.  Nr.  219,  342,  359,  380),  so  daß  eine  nochmalige 
Wiederholung  überflüssig  war  und  dem  deutschen  Ultimatum  eine 
weitere,  unerwünschte  Schärfe  gegeben  hätte. 

VIII.  Die  Kriegserklärungen  an 
Rußland  und  Frankreich 

Die  auf  zwölf  Stunden  befristete  Anfrage  an  R u ß 1 a n d wurde 
vom  deutschen  Botschafter  in  Petersburg  um  Mitternacht  vom 
31.  Juli  zum  1.  August  übergeben  (D.  Nr.  536).  Der  russische 
Außenminister  „verwies  wieder  auf  technische  Unmöglichkeit, 
Kriegsmaßnahmen  einzustellen,  und  versuchte,  mich  (den  Bot- 
schafter), von  neuem  zu  überzeugen/4  daß  die  russische  Mobil- 
machung mit  der  deutschen  „nicht  zu  vergleichen  sei44.  Sasonow  er- 
innerte sich  also  sehr  wohl  an  das,  was  ihm  viermal  über  die  Be- 
deutung der  deutschen  Mobilmachung  gesagt  worden  war.  Die 
Kritik,  daß  „selbst  der  leiseste  Hinweis44  fehlte,  daß  „die  Mobil- 
machung Deutschlands  gleichbedeutend  sei  mit  einer  Kriegs- 
erklärung44 (K.  Seite  139)  — genauer:  mit  „Krieg44  — ist  sonach 
unbegründet  und  verfehlt.  Auf  die  Frage  nun,  ob  Rußland  Frieden 
zu  halten  gewillt  sei,  „auch  falls  eine  Einigung  mit  Oesterreich  nicht 
erfolge44,  wurde  keine  bejahende  Antwort  erteilt.  Die  Stunde 
des  Eintreffens  der  am  1.  August  1°  vormittags  abgesandten 
Meldung  über  die  vorstehende  Unterredung  ist  ausnahmsweise  in 
den  Akten  nicht  vermerkt.  Der  Bericht  muß  jedoch  bei  der  um  die 
Mittagszeit  abgehaltenen  Sitzung  des  Bundesrats  (D.  Nr.  553)  schon 
Vorgelegen  haben,  wurde  jedoch  nicht  als  Antwort  auf  den  Inhalt 
der  gestellten  Frage  angesehen,  denn  der  Reichskanzler  erklärte 
einerseits,  die  Antwort  sei  um  12°  mittags  fällig  gewesen,  was 
die  Kenntnis  der  Anfrage  um  Mitternacht  voraussetzt,  andererseits 
erklärte  er,  noch  nicht  zu  wissen,  wie  die  Antwort  laute. 

Die  auf  18  Stunden  befristete  Anfrage  an  Frankreich  wurde  in 
Paris  am  31.  Juli,  7°  abends,  gestellt  (D.  Nr.  528).  Der  fran- 
zösische Ministerpräsident  leugnete  hierbei,  von  der  russischen  all- 
gemeinen Mobilmachung  Kenntnis  zu  haben,  obwohl,  wie  wir  jetzt 
wissen,  schon  am  frühen  Morgen  ein  Telegramm  der  Petersburger 
Botschaft  mit  dieser  Nachricht  eingetroffen  war  (Weißbuch  Juni 
1919,  Seite  207).  Die  Frist  lief  also  bis  1.  August,  1°  nach- 
mittags. Um  diese  Stunde  gab  der  französische  Minister- 
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Präsident  die  Antwort,  „Frankreich  werde  das  tun,  was  seine  Inter- 
essen geböten“,  setzte  aber  hinzu,  er  sehe  „seit  gestern  Lage  als  ver- 
ändert“ an,  denn  nach  amtlicher  Mitteilung  sei  „der  Vorschlag  Sir 
Edward  Greys  allseitiger  Einstellung  kriegerischer  Vor- 
bereitungen von  Rußland  im  Prinzip  angenommen“  und  Oester- 
reich-Ungarn habe  erklärt,  daß  es  „serbisches  Territorium  und 
Souveränität  nicht  antasten  werde“.  Der  kurze,  nur  76  Worte 
zählende,  l5  nachmittags  abgesandte  telegraphische  Bericht  des 
Botschafters  über  diese  Unterredung  (Nr.  571)  traf  erst  610  abends 
in  Berlin  ein,  war  sonach  unter  Berücksichtigung  der  Uhrendifferenz 
sieben  Stunden  unterwegs,  so  daß  mit  größter  Wahrscheinlichkeit 
eine  absichtliche  Verzögerung  der  Uebermittlung  durch  die  fran- 
zösischen Telegraphenbehörden  anzunehmen  ist. 

In  der  erwähnten  Bundesratssitzung  (D.  Nr.  553, 
Seite  60)  hatte  der  Reichskanzler  als  Absicht  der  deutschen  Re- 
gierung bekannt  gegeben,  den  Krieg  an  Rußland  zu  erklären,  „wenn 
die  russische  Antwort  ungenügend  ausfällt,“  ebenso  an  Frankreich, 
„wenn  nicht  eine  absolut  einwandfreie  Neutralitätserklärung 
kommt“.  Als  nun  die  Fristen  abgelaufen  waren*),  verfuhr  man 
jedoch  anders  als  angekündigt. 

Nach  Petersburg  ging  1252  nachmittags  eine  Kriegs- 
erklärung ab  (D.  Nr.  542),  obwohl  eine  ungenügende  Antwort 
nicht  vorlag,  sondern  nur  die  besprochene,  als  Antwort  über- 
haupt nicht  angesehene,  um  1°  morgens  abgesandte  Meldung 
(D.  Nr.  536). 

Nach  Paris  wurde  die  vorbereitete  Kriegserklärung  (Nr.  608) 
nicht  abgeschickt,  sondern  es  wurde  l6  nachmittags  für  die  Beant- 
wortung des  „Eventual Vorschlages“  — worunter  die  Ueberlassung 
der  Festungen  Toul  und  Verdun  zu  verstehen  ist  — eine  weitere 
Frist  von  zwei  Stunden,  also  bis  3°  nachmittags  gewährt 
(D.  Nr.  543).  Das  Telegramm  konnte  trotz  der  Uhrendifferenz  un- 
möglich noch  rechtzeitig  (1°  = 12®  Pariser  Zeit)  in  die  Hände  des 
Botschafters  gelangen,  der  es  denn  auch  erst  nach  3°  (=  4°  Berliner 
Zeit)  erhielt  (D.  Nr.  598). 

Um  5°  nachm,  erging  sodann  der  Mobilmachungs- 
befehl für  Heer  und  Flotte  in  Deutschland 
(D.  Nr.  554,  Anmerkung  4).  Die  Berechtigung  dieser  Maßnahme 
kann  nach  der  seit  mehr  als  29  Stunden  offiziell  bekannten  russi- 
schen allgemeinen  Mobilmachung  auch  der  strengste  Pazifist  nicht 
bestreiten.  Zwanzig  Minuten  vorher,  um  340  westeuropäischer 


*)  Unter  Berücksichtigung  der  Uhrendiöerenz  wäre  der  genaue  Zeitpunkt 
für  Ablauf  der  Fristen  nach  mitteleuropäischer  Zeit  gewesen:  für 
die  Anfrage  in  Petersburg  11°  vormittags,  nicht  12<>  mittags;  für  die  Anfrage 
in  Paris  2o,  nicht  1°  nachmittags. 
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(=  440  mitteleuropäischer  Zeit)  hatte  auch  Frankreich  mobil  ge- 
macht (Blaubuch  Nr.  136),  ohne  daß  seine  Grenzen  bedroht  waren, 
und  ohne  Kenntnis  von  der  deutschen  Kriegserklärung  an  Rußland. 
Die  Erklärung  des  „Zustandes  drohender  Kriegsgefahr“  in  Deutsch- 
land war  auch  kein  zwingender  Grund,  die  entsprechende  Gegen- 
maßnahme, Aufstellung  des  Grenzschutzes,  war  ja,  wie  oben  auf 
Seite  28)  erwähnt,  schon  spätestens  am  31.  Juli  getroffen. 
Hingegen  bestand  immerhin  die  Verpflichtung  gemäß  Artikel  2 der 
französisch-russischen  Militärkonvention,  denn  eine  Macht  des 
Dreibundes,  nämlich  Oesterreich-Ungarn,  hatte  ja  in  Beantwortung 
der  russischen  Maßnahmen  um  1223  nachmittags  den  Mobil- 
machungsbefehl erlassen.  Ob  freilich  die  Meldung  des  französi- 
schen Botschafters  in  Wien  (Gelbbuch  Nr.  115)  schon  in  Paris  ein- 
getroffen sein  konnte,  ist  zweifelhaft.  Bekannt  wurde  die  Tatsache 
der  französischen  Mobilmachung  in  Berlin  erst  905  abends  durch  ein 
Telegramm  des  Militärattaches  (D.  Nr.  590),  worin  die  Stunde  der 
Mobilisierungsorder  ungenau  auf  5°  (=  6°  Berliner  Zeit)  an- 
gegeben ist. 

Anders  liegt  die  Berechtigungsfrage  hinsichtlich  der  K r i e g s - 
erklärung  an  Rußland.  Daß  sie  vom  pazifistischen  Stand- 
punkte aus  nicht  verteidigt  werden  kann,  bedarf  keiner  weiteren 
Ausführung.  Aber  auch  vom  realpolitischen  wirkte  sie 
sicher  in  höchstem  Grade  nachteilig,  denn  sie  schob  die  formelle 
Schuld  des  letzten  Schrittes  auf  Deutschland.  Selbst  nach  mili- 
tärischen Gesichtspunkten  lag  ein  zwingender  Grund  nicht  vor. 
Der  auf  den  zwei  Voraussetzungen  der  langsamen  Mobilmachung 
Rußlands  und  des  raschen  Sieges  über  Frankreich  aufgebaute 
deutsche  Kriegsplan  forderte  den  schleunigen  Beginn  der 
Operationen  im  Westen,  nicht  aber  im  O s t e n , wo  im  Gegen- 
teil in  Anbetracht  der  Stärkeverhältnisse  ein  tunlichst  später  Be- 
ginn des  Kriegszustandes  erwünscht  war.  Da  man  nun  die 
ursprüngliche  Absicht  der  gleichzeitigen  Kriegserklärung  an  Frank- 
reich nicht  ausführte,  scheint  mir,  soweit  die  bisherigen  Veröffent- 
lichungen ein  Urteil  zulassen,  in  der  Kriegserklärung  an  Rußland 
auch  in  rein  militärischer  Beziehung  ein  Denkfehler  vorzuliegen. 
Darüber,  warum  die  beabsichtigte  und  vorbereitete  Kriegserklärung 
an  Frankreich  nicht  abgesandt  wurde,  geben  die  Akten  keinen  er- 
schöpfenden Aufschluß.  Zunächst  war  es  wohl  das  Ausbleiben 
einer  französischen  Antwort,  vor  deren  Empfang  man  sich  scheute, 
diesen  Schritt  zu  unternehmen.  Als  sie  endlich  610  eintraf,  hatte 
sich  folgendes  ereignet: 

Um  25  nachmittags  hatte  Kaiser  Wilhelm  ein  Telegramm  des 
Zaren  erhalten  (D.  Nr.  546),  worin  dieser,  obwohl  damals  Deutsch- 
land noch  gar  nicht  mobilisiert  hatte,  zugab,  daß  Deutschland  zu 
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einer  solchen  Maßnahme  „gezwungen“  sei,  gleichzeitig  aber 
um  eine  Zusicherung  bat,  daß  die  Mobilmachung  „nicht  Krieg 
bedeute“,  — ein  weiterer  Beweis  dafür,  wie  ungerechtfertigt  die 
Unterstellung  ist  (K.  Seite  139),  als  wäre  Rußland  über  die  deutsche 
Auffassung  hinsichtlich  dieses  Punktes  im  Zweifel  gelassen  worden. 

Etwa  zwei  Stunden  später,  um  423,  traf  sodann  von  der  Lon- 
doner Botschaft  ein  Telegramm  ein,  das  die  Möglichkeit  einer 
„Neutralität  Frankreichs“  in  einem  deutsch-russischen 
Kriege  in  Aussicht  stellte  (D.  Nr.  562).  Zur  Kenntnis  der  maß- 
gebenden Stellen  gelangte  diese  Depesche  nach  beendeter  De- 
chiffrierung anscheinend  erst,  nachdem  um  5°  die  Mobilmachung 
ausgesprochen  worden  war. 

Eifrig  wurde  das  unerwartete  Angebot  aufgegriffen  und  — 
in  weitgehender  Unterschätzung  der  französisch-russischen  Soli- 
darität — die  Eventualität  eines  deutsch-russischen  Krieges  ohne 
Beteiligung  Frankreichs  ins  Auge  gefaßt  (D.  Nr.  575,  578  und  579). 
Die  vorbereitete  Kriegserklärung  an  Frankreich  wurde  zwar  nach 
Eintreffen  der  Antwort  aus  Paris  um  610  noch  ergänzt  (D.  Nr.  608), 
aber  wiederum  nicht  abgesandt*).  Auch  militärische  Anordnungen, 
die  jedes  Ueberschreiten  der  französischen  Grenze,  selbst  durch 
Patrouillen,  verhindern  wollten,  wurden  erlassen. 

Weiterhin  ging  um  7°  abends  im  Berliner  Schloß  ein  Telegramm 
des  Königs  von  England  ein,  worin  er  den  Empfang  der  deutschen 
Beschwerde  über  die  russische  Mobilmachung  (D.  Nr.  477)  be- 
stätigte und  mitteilte,  daß  er  dem  Zaren  seine  Bereitwilligkeit  aus- 
gedrückt habe,  alles  zu  tun,  „um  die  Wiederaufnahme  der  Be- 
sprechungen zwischen  den  beteiligten  Mächten  zu  fördern“ 
(D.  Nr.  574).  Endlich  überreichte  zu  einer  aus  den  Akten  nicht 
ersichtlichen  Zeit  der  britische  Botschafter  eine  Aufzeichnung, 
wonach  Sir  Edward  Grey  wissen  ließ,  „er  höre  von  der  russischen 
Regierung,  daß  die  österreichisch-ungarische  Regierung  bereit  sei, 
die  Lage  mit  der  russischen  Regierung  zu  besprechen,  und  daß  die 
russische  Regierung  bereit  sei,  eine  Vermittlung  auf  der  Grundlage 
einer  solchen  Besprechung  anzunehmen“  (D.  Nr.  595). 

War  es  nun  die  Einwirkung  dieser,  teils  vor,  teils  nach  der 
Pariser  Antwort  erhaltenen  Nachrichten,  oder  waren  es  andere  Ein- 
flüsse; am  späten  Abend  scheint  sich  die  Ansicht  durchgerungen 
zu  haben,  daß  vielleicht  nicht  nur  der  Krieg  mit  Frankreich,  sondern 
auch  der  mit  Rußland  zu  vermeiden  sei.  Um  94B  wurde  nämlich 
im  Auswärtigen  Amt  auf  das  205  eingetroffene  Telegramm  des  Zaren 
eine  Antwort  entworfen,  die  trotz  der  abgesandten  Kriegs- 
erklärung einen  neuen  Anknüpfungspunkt  für  Unterhandlungen 


*)  Auch  die  schon  verstrichene  Zeit  für  Uebergabe  der  Note  (6°)  wurde 
nicht  mehr  berichtigt. 
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bieten  konnte  (D.  Nr.  600).  Die  um  10°  vom  Kaiser  Unterzeichnete 
Depesche  ging  1030  dringend  und  offen  ab.  Hoffte  man  vielleicht, 
daß  sie  die  vor  zehn  Stunden  abgesandte  chiffrierte  Kriegs- 
erklärung noch  überholen  könnte?  Nach  den  deutschen  Weißbüchern 
vom  August  1914  und  Mai  1915  mußte  man  annehmen,  daß  dieses 
Telegramm  schon  etwa  um  2°  nachmittags  abgeschickt  worden 
war;  seine  Bedeutung  konnte  daher  bis  jetzt  nicht  richtig  ein- 
geschätzt werden. 

Diese  letzten  Schritte  waren  vergebens.  Nachdem  906  nach- 
mittags die  französische  Mobilmachung  gemeldet  war  (D.  Nr.  590), 
berichtete  Fürst  Lichnowsky  1002,  daß  nach  Ansicht  des  Londoner 
Kabinetts  „die  Antwort  der  deutschen  Regierung  bezüglich  der 
Neutralität  Belgiens  sehr  bedauerlich  sei“  (D.  Nr.  596),  und  um 
ll10  nachm.,  daß  die  Anregung  wegen  der  Neutralität  Frankreichs 
hinfällig  wäre  (D.  Nr.  603).  Die  Bedeutung  des  Telegramms  an  den 
Zaren  aber  wurde  weder  vom  russischen  Außenminister  noch  vom 
deutschen  Botschafter  richtig  gewürdigt.  Dieser  glaubte  sogar,  es 
handle  sich  wohl  um  ein  schon  24  Stunden  früher  aufgegebenes, 
in  der  Uebermittlung  verzögertes  Telegramm  (D.  Nr.  666). 

Von  all  diesen  Zusammenhängen  findet  sich  in  der  Kautsky- 
schen  Darstellung  außerordentlich  wenig.  Die  Bundesratssitzung 
vom  1.  August,  deren  Protokoll  doch  eines  der  wichtigsten  Akten- 
stücke der  ganzen  Sammlung  bildet,  wird  überhaupt  nicht  erwähnt. 
Die  Wirkung,  die  das  Londoner  Telegramm  über  die  Möglichkeit 
der  Neutralität  Frankreichs  spielte,  wird  nicht  erkannt.  Für  das 
letzte  Telegramm  an  den  Zaren  gibt  es  nur  Spott  und  Hohn. 
„Absonderlichste  Episode“,  „Komödie  der  Irrungen  und 
Wirrungen“,  „unerklärlich“,  der  Kaiser  und  alle  seine  Ratgeber 
hatten  „den  Kopf  verloren“  (K.  Seite  140  und  141),  das  sind  die 
Aufklärungen,  die  dem  Leser  geboten  werden. 

Kautsky  weiß  auch  ebenso  wenig,  wie  ich  es  bis  vor  kurzem 
gewußt  habe,  daß  die  von  ihm  als  „schwächlich  und  verschroben“ 
bezeichnete  Formel  der  Kriegserklärung  an  Rußland:  „betrachtet 
sich  als  im  Kriegszustände  mit  Rußland  befindlich“,  nach  Ansicht 
mancher  Völkerrechtslehrer  eine  Form  darstellt,  die  der  Gegenpartei 
noch  eine  Möglichkeit  zu  Verhandlungen  bieten  soll.  Wenn  man 
auch  diese,  wohl  etwas  spitzfindige  juristische  Interpretation  nicht 
anerkennt,  so  sollte  man  doch  wissen,  daß  Napoleon  III.  1870  und 
Wilson  1917  in  ihren  Kriegserklärungen  an  Deutschland  sich  ebenso 
„schwächlich  und  verschroben“  ausgedrückt  haben. 

Zur  Kriegserklärung  an  Frankreich  kam  es  dann  am 
3.  August  (D.  Nr.  734 — 734c).  Sie  beruhte  nicht  „vor  allem“  auf 
den  Bombenwürfen  „mysteriöser  Flieger“  (K.  Seite  155),  sondern 
auf  Grenzverletzungen  zu  Lande,  die  aus  dem,  von  den  französischen 


Behörden  völkerrechtswidrig  und  anscheinend  unter  genauer 
Kenntnis  des  deutschen  Chiffres  stark  verstümmelten  Text  der 
Kriegserklärung  nicht  entnommen  werden  konnten.  Ueber  den 
Umfang  dieser  Grenzverletzungen  zu  Lande  geben  die  Anlage  II 
des  deutschen  Weißbuches  vom  Juni  1919  und  die  „Deutsche  Allge- 
meine Zeitung“  vom  25.  Juni  1919  Nr.  297  näheren  Aufschluß. 

Es  bleibt  noch  die  Frage,  wie  wohl  die  Dinge  gekommen 
wären,  wenn  der  übereilte  Schritt  der  Kriegserklärung  an  Rußland 
nicht  erfolgt  wäre.  Eine  bestimmte  Antwort  darauf  ist  schwer 
möglich.  Aber  nach  dem,  was  seit  dem  Frühsommer  1919  einerseits 
durch  die  russischen  Enthüllungen,  andererseits  über  die  franzö- 
sisch-russische Militärkonvention  bekannt  geworden  ist,  spricht  die 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  der  Krieg  nicht  vermieden  worden 
wäre.  Rußland  war  nicht  bereit  zu  demobilisieren  und  auch  nicht 
bereit,  eine  Zusicherung  dafür  zu  geben,  daß  es  nicht  später  zu 
den  Waffen  greifen  würde,  falls  eine  Einigung  mit  Oesterreich- 
Ungarn  nicht  zustande  käme  (D.  Nr.  536).  Frankreich  mobilisierte 
unabhängigvon  und  zeitlich  etwas  vor  der  deutschen  Mobil- 
machung und  ohne  Kenntnis  der  deutschen  Kriegserklärung  an 
Rußland,  in  Ausführung  von  Artikel  2 der  Militärkonvention  von 
1892.  Man  kann  wohl  kaum  bezweifeln,  daß  auch  der  3.  Artikel 
dieser  Konvention  befolgt  worden  wäre,  wonach  die  mobil- 
gemachten Streikräfte  „ungesäumt  (in  aller  Eile)  zu  entscheidendem 
(nachdrücklichstem)  Kampf  einzusetzen  waren“  (ces  forces 
s’engageront  ä fond,  en  toute  diligence).  Diese  Auffassung,  daß 
Mobilmachung  gleichbedeutend  mit  Krieg  sei,  war  also  nicht,  wie 
man  lange  glauben  konnte,  ja  nach  den  amtlichen  französischen  und 
russischen  Versicherungen  annehmen  mußte,  ein  deutsches  Reservat, 
sondern  war  schon  22  Jahre  vor  dem  Kriege  vertraglich  zwischen 
Frankreich  und  Rußland  festgelegt  worden.  Sie  wurde  am  Tage 
| nach  der  Unterzeichnung  der  Konvention  durch  den  französischen 
Unterhändler,  General  Boisdeffre,  noch  bekräftigt,  der  dem  Zaren 
auseinandersetzte,  „Mobilmachung  bedeutet  Kriegserklärung“  (la 
mobilisation  c’est  la  declaration  de  guerre)  und  diesen  Satz  dann 
noch  näher  erläuterte  (Anhang  Nr.  3);  noch  schärfer  hatte  nach 
einem  Bericht  des  französischen  Militärataches  vom  16.  Juli  1892 
der  russische  Generalstabschef  sich  ausgedrückt,  der  die 
Mobilmachung  sogar  als  „untrennbar  von  einem  Angriff“ 
|j  (inseparable  d’une  agression)  angesehen  wissen  wollte  (Anhang 

Tatsächlich  wurden  Versuche  zu  Grenzüberschreitun- 
gen durch  russische  Truppen  schon  am  2.  August,  4° 
vormittags  (=  5 Uhr  osteurop.  Zeit),  also  10  Stunden  nach  Ueber- 
gabe  der  deutschen  Kriegserklärung  in  Petersburg,  gemeldet.  Hier- 
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wegen  ergeben  sich  manche  fragen,  deren  Beantwortung  die 
weitere  Forschung  trotz  der  entstehenden  großen  Schwierigkeiten 
versuchen  muß.  Es  kommt  in  Betracht,  wann  die  Nachricht  von 
der  deutschen  Kriegserklärung  zu  den  russischen  Befehlshabern  an 
der  Grenze  gelangt  sein  kann,  wann  diese  ihre  Anordnungen  er- 
ließen, welche  Stärke  die  betreffenden  Abteilungen  hatten.  Der 
Vorwurf  des  deutschen  Weißbuches  vom  August  1914,  die  Russen 
hätten  die  Grenze  überschritten,  bevor  in  Berlin  eine  Meldung  über 
die  Uebergabe  der  Kriegserklärung  eingetroffen  war,  ist  selbstver- 
ständlich nicht  gerechtfertigt,  denn  der  Kriegszustand  trat  ein  mit 
Uebergabe  der  Kriegserklärung,  nicht  mit  dem  Eintreffen  der 
Meldung  über  die  Ausführung  dieses  Auftrags.  Es  liegt  hier 
eine  Flüchtigkeit  vor,  wie  sie  bei  einer  in  größter  Eile  angefertigten 
Denkschrift  wohl  erklärlich  ist. 

Von  französischer  Seite  fanden,  wie  bei  der  deutschen 
Kriegserklärung  an  Frankreich  erwähnt,  schon  bald  nach  Erlaß 
des  Mobilmachungsbefehls  vielfache  Verletzungen  deutschen 
Gebiets  statt,  obwohl  vorsorglich  die  Anordnung  getroffen 
worden  war,  die  Truppen  sollten  10  km  von  der  Grenze  abbleiben. 
Nach  mehr  als  vierzigjährigem  Frieden  können  eben  Millionenheere 
ohne  solche  Zwischenfälle  sich  nicht  auf  nächste  Entfernung  gegen- 
überstehen. Daß  jedoch  in  Frankreich  auch  Ernsteres  erwogen 
wurde,  beweist  nachstehende  Depesche  des  russischen  Botschafters 
in  Paris  an  das  Ministerium  in  Petersburg  (Weißbuch  Juni  1919, 
Seite  207/8): 

„Die  Deutschen  überschreiten  in  einzelnen  kleinen  Ab- 
teilungen die  französische  Grenze,  und  auf  dem  französischen 
Territorium  erfolgten  bereits  einige  Zusammenstöße.  Das  wird 
der  Regierung  die  Möglichkeit  geben,  vor  den  zu  Dienstag 
(4.  August)  einberufenen  Kammern  zu  erklären,  daß  auf  Frank- 
reich ein  Ueberfall  verübt  worden  sei,  und  so  die  formale 
Kriegserklärung  zu  vermeiden.“ 

Dieser  Gedanke,  man  könne  ohne  das  überflüssige  Zwischen- 
glied der  „formalen  Kriegserklärung“  den  Beginn  der  Operationen 
unmittelbar  an  die  Mobilmachung  anschließen,  wird  wohl  kaum 
ohne  das  Einverständnis  der  französischen  Militärs  und  der  fran- 
zösischen Regierung  nach  Petersburg  gemeldet  worden  sein. 

Auf  deutscher  Seite  stehen  dem  freilich  gegenüber  der 
Einmarsch  in  das  neutrale  Luxemburg  mit  schwachen  Abteilungen 
schon  am  Abend  des  1.,  mit  stärkeren  Truppen  am  frühen  Morgen 
des  2.  August,  ferner  am  Morgen  des  4.  das  viel  verhängnisvollere 
Betreten  belgischen  Gebietes. 
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IX.  Der  Einmarsch  in  Belgien 

Die  Verletzung  der  luxemburgischen  und  belgischen  Neutra- 
lität bildet  zweifellos  das  für  Deutschland  am  meisten  belastende 
Moment.  Die  Frage  kann  aber  nicht  mit  einer  einfachen  Anklage 
erledigt  werden,  namentlich  dann  nicht,  wenn  man  wie  Kautsky  die 
Ansicht  ausspricht:  „rein  militärisch  betrachtet  war  also  der  Durch- 
bruch durch  Belgien  sicher  geboten“  (K.  Seite  156).  Ich  stehe 
nicht  mehr  auf  diesem  Standpunkt,  der  früher  auch  der  meinige  war, 
und  glaube,  daß  sogar  vom  rein  militärischen  Gesichtspunkt  ein 
anderes  Verfahren  möglich  gewesen  wäre. 

Hingegen  ist  es  fraglich,  ob  Frankreich  und  England  das 
Recht  zusteht,  sich  zu  Richtern  über  das  deutsche  Vorgehen  aufzu- 
werfen. Im  April  1919  ist  vor  der  französischen  Untersuchungs- 
kommission über  die  vorzeitige  Räumung  des  Beckens  von  Briey 
zur  Sprache  gekommen,  daß  von  1911  bis  1913  ein  Operationsplan 
in  Kraft  war,  wonach  die  französischen  Armeen  nicht  wie  1914 
korrekterweise  südlich  der  belgischen  Grenze,  sondern  auf  der 
ganzen  Strecke  „von  Beifort  bis  zur  Nordsee“  aufmarschieren  soll- 
ten. Wo  war  damals,  wenn  die  Franzosen  diese  ganze  Strecke  ein- 
nahmen,  die  Versammlung  der  Engländer  gedacht,  über  die  ja  seit 
dem  Januar  1906  ständig  Besprechungen  zwischen  den  beiden 
Generalstäben  stattfanden?  Wie  war  die  Erfüllung  des  Artikels  3 
der  französisch-russischen  Militärkonvention  geplant,  in  aller  Eile 
zu  nachdrücklichsten  Operationen  zu  schreiten?  Das  war  doch 
nur  möglich  durch  einen  Vormarsch  auf  der  ganzen  Front,  also 
durch  einen  Einmarsch  in  Belgien. 

Das  ist  keine  Rechtfertigung  Deutschlands  und  keine  Anklage 
Belgiens,  das  nach  dem  gesamten  bisher  vorliegenden  Material  sich 
durchaus  loyal  benommen  hat  und  auch  einem  französischen  Ein- 
bruch Widerstand  geleistet  haben  würde.  Aber  Frankreich  und 
England  können  nicht  mehr  als  Kläger  gegen  Deutschland  in 
dieser  Frage  auftreten.  Daß  man  in  Frankreich  über  die  Verletzung 
der  luxemburgischen  und  belgischen  Neutralität  auch  1914  innerlich 
keineswegs  entrüstet  war,  sie  vielmehr  als  einen  großen  Glücksfall 
betrachtete,  beweist  die  schon  angeführte  Depesche  Iswolskys  vom 
2.  August.  Der  russische  Botschafter  fährt  nämlich  fort: 

„Heute  ist  die  Nachricht  eingetroffen,  daß  deutsche  Truppen 
das  luxemburgische  Territorium  betreten  und  so  die  Neutralität 
des  Großherzogtums  verletzt  haben,  die  durch  den  u.  a.  von 
England  und  Italien  Unterzeichneten  Traktat  von  1867 
garantiert  wurde.  Dieser  Umstand  wird  für  sehr  vorteilhaft 
für  Frankreich  betrachtet,  denn  er  wird  unvermeidlich  (Lücke 
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im  Telegramm)  seitens  Englands  hervorrufen  und  es  zu  einer 
energischeren  Handlungsweise  veranlassen.  Es  liegt  auch  die 
Nachricht  vor,  daß  die  deutschen  Truppen  sich  angeblich  in 
Richtung  Arlon  bewegen,  was  auf  die  Absicht  hinweist,  auch 
die  belgische  Neutralität  zu  verletzen.  Das  wird  noch  fühlbarer 
für  England  sein.  Der  Vorsitzende  des  Ministerrats  telegra- 
phierte sofort  nach  London  und  beauftragte  Cambon,  die  Auf- 
merkamkeit  Gneys  darauf  zu  lenken.“ 

Ein  Kommentar  zu  diesen  Ausführungen  ist  entbehrlich. 


X.  Der  Bericht  der  Ententekommission 
vom  29.  März  1919 

Von  dem  in  jeder  Beziehung  kläglichen,  mit  der  Kautskyschen 
Darstellung  selbst  häufig  in  Widerspruch  stehenden  Bericht  der 
Ententekommission  vom  29.  März  1919  (Weißbuch  Juni  1919, Nr.  5) 
wird  gesagt,  daß  er  „eine  ebenso  kurze,  wie  im  Wesentlichen  zu- 
treffende Skizze  der  Entstehung  des  Krieges  gibt“  (K.  Seite  86). 
Die  Schwäche  dieses  Machwerks  wurde  nun  aber  bekanntlich  auch 
in  den  Ententeländern  so  stark  empfunden,  daß  man  sich  scheute, 
es  der  deutschen  Regierung  mitzuteilen,  sondern  in  einer  Note 
vom  20.  Mai  es  als  eine  „Urkunde  interner  Natur“  bezeichnete,  die 
nicht  übermittelt  werden  könne  (Weißbuch  Juni  1919  Seite  7).  Einige 
der  Ungeheuerlichkeiten  des  Pamphlets,  das  als  eine  seiner  Haupt- 
quellen den  bayerischen  Gesandtschaftsbericht  vom  18.  Juli  in  der 
illoyalen  Eisnerschen  Kürzung  anführt,  seien  im  Nachstehenden 
zusammengestellt : 

1.  Dem  deutschen  Generalstabschef  werden  Aeußerungen  in  den 
Mund  gelegt,  die  er  niemals  getan  hat. 

2.  Das  Wort  „Krieg“  wird  ständig  ohne  Zusatz  gebraucht, 
in  der  leicht  erkennbaren  Absicht,  den  Leser  zu  verleiten,  an 
„Weltkrieg“  statt  an  den  „serbisch-österreichischen  Krieg“ 
zu  denken. 

3.  Die  Behauptung,  daß  Oesterreich  direkte  Verhandlungen  mit 
Rußland  abgelehnt  habe,  ist  in  dieser  allgemeinen  Fassung 
unwahr.  Schon  am  25.  Juli  erging  eine  Aufklärung  über  den 
am  meisten  beanstandeten  Punkt  5 des  Ultimatums  nach 
Petersburg;  fast  täglich  fanden  Besprechungen  teils  in  Wien, 
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teils  in  Petersburg  statt.  Endlich  wird  verschwiegen,  daß 
es  sich  bei  dem  direkten  Gedankenaustausch  um  eine  deutsche 
Anregung  handelte. 

4.  Ebenso  wird  nicht  erwähnt,  daß  Oesterreich  die  vorüber- 
gehend unterbrochenen  direkten  Besprechungen  mit  Peters- 
burg gerade  auf  Grund  des  von  Deutschland  geübten 
Druckes  wieder  aufnahm. 

5.  Daß  die  deutsche  Regierung  „alle  Vermittlungsversuche  zu 
nichte  gemacht  habe“,  ist  auch  im  Kautskyschen  Buche  über- 
zeugend widerlegt. 

6.  Obwohl  in  Paris  bekannt  sein  muß,  daß  das  im  Weißbuch 
vom  3.  August  1914  nicht  enthaltene  Zarentelegramm  über  das 
Haager  Schiedsgericht  inzwischen  längst  auch  von  deutscher 
Seite  veröffentlicht  worden  ist,  wird  im  Bericht  der  Entente- 
kommission der  Anschein  erweckt,  als  werde  diese  Depesche 
noch  immer  verleugnet. 

7.  Die  russischen  Mobilmachungen  werden  mit  Stillschweigen 
übergangen,  sowohl  die  Teilmobilmachung  von  13  Armee- 
korps, die  am  29.  Juli  amtlich  mitgeteilt  wurde,  als  auch 
die  Totalmobilisierung,  die  an  demselben  29.  insgeheim  be- 
gonnen, am  30.  abends  allgemein  angeordnet,  am  frühen 
Morgen  des  31.  öffentlich  bekanntgegeben  wurde. 

8.  Es  wird  verheimlicht,  daß  man  in  Paris  schon  am 
Morgen  des  31.  Juli  durch  eine  Depesche  des  französischen 
Botschafters  in  Petersburg  über  die  Tatsache  der  allgemeinen 
russischen  Mobilmachung  unterrichtet  war  (Weißbuch  Juni 
1919,  Seite  207).  Der  Bericht  hält  noch  immer  an  der 
groben,  seit  mehr  als  fünf  Jahren  in  den  Ententeländern 
verbreiteten  Unwahrheit  über  die  Reihenfolge  der  Mobil- 
machungen fest,  er  nimmt  keine  einzige  der  vielen  Fälschun- 
gen des  russischen  Orangebuches  und  des  französischen 
Gelbbuches  über  diesen  Punkt  zurück. 

9.  Daß  die  deutche  Mobilmachung  am  21.  Juli  begonnen  habe, 
ist  eine  wider  besseres  Wissen  ausgesprochene  Unwahrheit. 

10.  Aus  dem  ins  Französische  entstellt  übersetzten  Telegramm 
des  deutschen  Kaisers  vom  1.  August,  702  abends,  das  jede 
Ueberschreitung  der  französischen  Grenze  verhindern  wollte, 
wird  lächerlicher  Weise  gefolgert,  daß  „die  deutsche  Armee 
auf  Grund  vorhergehender  Befehle  mobilisiert  und  zu- 
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sammengezogen  worden  war.“  Man  kann  sich  schwer  vor- 
stellen, daß  die  15  Unterzeichner  des  Berichts  selbst  an  eine 
solche  Torheit  geglaubt  haben. 

11.  Daß  die  deutsche  Flotte  Libau  vor  Beginn  des  Kriegs- 
zustandes beschossen  habe,  ist  unwahr. 

12.  Von  einem  „Vormarsch“  deutscher  Truppen  über  die  fran- 
zösische Grenze  vor  Beginn  des  Kriegszustandes  kann  nicht 
geprochen  werden. 

13.  Die  Grenzverletzungen  sind,  wie  bei  der  Ansammlung  von 
Millionenheeren  nach  mehr  als  vierzigjährigem  Frieden  leicht 
erklärlich,  auf  b e i d e n Seiten  sehr  zahlreich  gewesen,  auch 
auf  deutscher  Seite  weit  zahlreicher,  als  die  jeder  Sach- 
kenntnis entbehrende  Ententekommission  annimmt,  aber 
immerhin  noch  nicht  so  zahlreich,  wie  die  Verletzungen  deut- 
schen Gebiets  durch  französische  Truppen  (Weißbuch  Juni 
1919,  Anlage  II,  und  „Deutsche  Allgemeine  Zeitung“  vom 
25.  Juni  Nr.  297). 

14.  Daß  die  deutsche  Kriegserklärung  an  Frankreich  nicht  aus- 
schließlich auf  die  unzutreffenden  und  leider  nicht  genügend 
nachgeprüften  Meldungen  über  Bombenwürfe  aus  Flug- 
zeugen sich  stützte,  sondern  in  erster  Linie  Gebietsver- 
letzungen auf  dem  Landwege  anführte  (D.  Nr.  734 — 734c), 
muß  der  französischen  Regierung  bei  Abfassung  des  Be- 
richts im  März  1919  bekannt  gewesen  sein,  da  sie  die  deut- 
schen Chiffretelegramme  nicht  nur  im  August  1914  völker- 
rechtswidrig verstümmeln  ließ,  sondern  später  auch  selbst 
zu  entziffern  in  der  Lage  gewesen  ist. 

Die  vorstehenden  Angaben,  die  noch  nicht  erschöpfend  sind, 
genügen  wohl,  um  zu  zeigen,  daß  der  Bericht  allerdings  „kurz“  ist, 
aber  trotz  seiner  Kürze  die  Aufgabe  löst,  auf  wenig  Raum  erstaun- 
lich viel  Unrichtigkeiten  zu  häufen. 


XI.  Schlußbemerkungen 

Zusammenfassend  kann  man  sagen,  daß  das  Kautskysche  Buch 
wegen  seiner  Beschränkung  auf  nur  einen  Teil  der  längst  allgemein 
zugänglichen  Quellen  nicht  als  ein  Ergebnis  unparteiischer 
Forschung  gelten  kann.  Die  übertriebene  Bewertung  der  kaiser- 
lichen Marginalien  gibt  dem,  in  den  Dienstgang  der  höheren  deut- 
schen Behörden  nicht  eingeweihten  Leser  ein  durchaus  unrichtiges 
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Bild,  denn  es  fehlt  jede  Aufklärung  darüber,  wann  die  Randglossen 
geschrieben  und  wie  oft  sie  nicht  beachtet  wurden.  Ein  Beispiel  ist 
schon  auf  Seite  22  angeführt,  daß  nämlich  die  Bemerkungen  Kaiser 
Wilhelms  zum  Telegramm  Lichnowskys  vom  29.  Juli,  912  nachm., 
erst  niedergeschrieben  wurden,  nachdem  dieses  Telegramm  längst 
mit  scharfem  Mahnwort  nach  Wien  weitergegeben  war  (D.  Nr.  368 
und  395).  Als  weiteres  Beispiel  sei  angeführt,  daß  die  wiederholte 
Randbemerkung,  Oesterreich  solle  doch  den  Sandschak  von  Serbien 
zurücknehmen,  die  deutsche  politische  Leitung  nicht  abgehalten 
hat,  gerade  den  Verzicht  des  Wiener  Kabinetts  auf  Annexionen 
nachdrücklichst  und  scheinbar  erfolgreich  zu  fordern  (D.  Nr.  29 
und  155,  andererseits  Nr.  104,  198—200,  323  und  361). 

In  formeller  Beziehung  wirkt  störend,  daß  Kautsky  sein 
Buch  vor  Ausgabe  der  amtlichen  Aktenpublikation  geschrieben  hat 
und  daher  nicht  auf  die  zur  Zeit  der  Niederschrift  noch  nicht  end- 
gültig feststehenden  Nummern  der  Aktenstücke  hinweisen  konnte. 
Wer  genau  arbeiten  will,  sei  schließlich  noch  auf  folgende  kleinere 
Unstimmigkeiten  und  Druckfehler  aufmerksam  gemacht: 

Zur  Zeit  des  Abschlusses  der  französisch-russischen  Allianz 
(Seite  16)  im  Jahre  1891/92  war  die  Zahl  der  für  den  Kriegsdienst 
in  Betracht  kommenden,  über  20  Jahre  alten  Männer  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  nahezu  gleich;  der  spätere  Ueberschuß  dieser 
Jahresklassen  in  Deutschland  wurde  auch  1914  durch  Verlängerung 
der  Wehrpflicht  noch  ausgeglichen  (Seite  13)  und  künftig  durch 
den  viel  bedeutenderen  Bevölkerungszuwachs  Rußlands  mehr  als 
auf  ge  wogen. 

Wie  wenig  infolge  der  Anfänge  des  deutschen  Flottenbaues 
1897  „alle  Gegensätze  zwischen  den  einzelnen  Staaten  hinter  den 
einen  großen  Gegensatz  gegen  das  Deutsche  Reich“  zurücktraten 
(K.  Seite  17),  beweist  die  französisch-englische  Krise  wegen 
Faschodas  (1898),  das  Bündnisangebot  Chamberlains  an 
Deutschland  (1899),  der  russisch-japanische  Krieg  (1904/05)  und  der 
bis  zum  Jahre  1907  andauernde  englisch-russische  Antagonismus. 

Die  Kriegserklärung  Oesterreichs  an  Rußland  wurde  am  5., 
nicht  6.  August  abgesandt  (K.  Seite  57,  D.  Nr.  878). 

Zu  den  Ausführungen  auf  Seite  88  ist  zu  bemerken,  daß  die 
Abberufung  des  österreichisch-ungarischen  Botschafters  in  Berlin 
anscheinend  schon  seit  längerer  Zeit  beschlossen  war  (D.  Nr.  324). 
Wegen  der  mehrfach  unklaren  und  irrigen  Berichterstattung  dieses 
einst  mit  Recht  hochangesehenen  Diplomaten  darf  auf  Gooss  S.  31, 
174,  235,  248,  253  Anm.  2 verwiesen  werden. 

Der  englische  Vorschlag  vom  27.  Juli  wurde  von  Berlin  nach 
Wien  nicht  „bloß  weitergegeben“  (K.  Seite  90),  sondern  „zur  Er- 
wägung unterbreitet“,  mit  dem  Beifügen,  daß  Deutschland  „die 
Vermittlerrolle  nicht  abweisen  könne“  (D.  Nr.  277). 
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Das  Schreiben  Kaiser  Wilhelms  vom  28.  Juli,  10°  vor- 
mittags (K.  Seite  91),  ist  an  den  Staatssekretär  des  Auswärtigen, 
nicht  an  den  Reichskanzler  gerichtet. 

Serbien  zählte  allerdings  1909  nur  rund  3 Millionen  Ein- 
wohner (K.  Seite  98),  aber  die  beiden  Balkankriege  brachten  ihm 
den  immerhin  nicht  unbeträchtlichen  Zuwachs  von  nahezu  2 Mil- 
lionen; sein  Gebietsumfang  kam  seitdem  dem  von  Bayern  und 
Sachsen  zusammen  nahezu  gleich. 

Die  Abgangszeiten  der  beiden  Telegramme  nach  Wien  in  der 
Nacht  vom  29.  zum  30.  Juli  auf  Seite  123  sind  verwechselt. 

Am  1.  August  mobilisierten  nicht  England  und  Frankreich 
(Seite  129),  sondern  Frankreich  und  Deutschland.  England  hatte 
für  seine  Flotte  schon  früher  umfassende  Maßnahmen  getroffen 
(Gelbbuch  Nr.  66,  Blaubuch  Nr.  47,  48  und  87;  D.  Nr.  484);  der 
Mobilisierungsbefehl  für  das  britische  Landheer  erging  am 
3.  August,  11  Uhr  vormittags,  etwa  18  Stunden,  bevor  deutsche 
Truppen  belgischen  Boden  betraten  (Lord  Haldane  im  „Atlantic 
Monthly“  vom  Oktober  1919). 

In  Petersburg  waren  Deutschland  und  Frankreich  durch  Bot- 
schafter, nicht  Gesandte  vertreten  (Seite  117  und  129);  Herr  de 
l’Escaille  war  belgischer  Geschäftsträger,  nicht  Gesandter 
(Seite  127),  sondern  vertrat  diesen  bis  zu  dessen  Rückkehr  am 
31.  Juli  (II.  belgisches  Graubuch  Nr.  17). 

Es  wird  niemandem  gelingen,  die  schwierige  Materie  der 
diplomatisch-militärischen  Geschichte  der  kritischen  13  Tage  ohne 
ähnliche  Irrtümer  zu  bearbeiten,  wie  sie  im  Vorstehenden  aufgezählt 
sind.  Diese  Erkenntnis  sollte  aber  auch  nachsichtig  stimmen  gegen 
die  Abfassung  des  ersten  deutschen  Weißbuches  vom  3.  August 
1914,  das  nicht  in  monatelanger  Arbeit,  sondern  in  aller  Hast 
binnen  48  Stunden  fertiggestellt  werden  mußte.  Ein  schwerer 
wiegender  Irrtum  ist  es  jedoch,  wenn  Herr  Kautsky  sich  der 
Meinung  hingibt,  durch  seine  einseitige  Darstellung  der  Vorgänge, 
die  alle  Fehler  und  Schlechtigkeiten  der  Gegenpartei  verschweigt, 
dem  deutschen  Volke  einen  Dienst  erwiesen  zu  haben  (K.  Seite  180). 
Die  aus  dem  neutralen  und  feindlichen  Auslande  herüberklingenden 
Stimmen  beweisen  nur  allzu  deutlich  das  Gegenteil.  Mit  Wonne 
haben  in  England  gerade  die  deutschfeindlichsten  und 
reaktionärsten  Blätter  die  Schrift  des  deutschen  Sozialisten- 
führers ausgebeutet,  die  „Times“  und  die  „Morning  Post“.  In  dem 
letztgenannten  Blatte  war  folgende  Anklage  gegen  das  deutsche 
Volk  zu  lesen: 

„Noch  ein  anderes  geht  aus  diesen  Enthüllungen  hervor.  Welches 
war  in  Wirklichkeit  in  Deutschland  die  Macht,  die  auf  den  Untersee- 
bootskrieg bestand?  Dr.  von  Bethmann  Holl  weg  hat  kürzlich  die 
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Antwort  gegeben:  Es  war  das  deutsche  Volk.  Wer  war 
es,  der  sich  weigerte,  in  der  elsaß-lothringischen  Frage  nachzugeben, 
als,  nach  Graf  Czernin,  sogar  der  Ex-Kaiser  und  der  Ex-Kronprinz 
einem  Kompromiß  geneigt  waren?  Wieder  das  deutsche  Volk,  dem 
die  gestohlenen  Provinzen  das  Symbol  früheren  Raubes  und  die  Ver- 
heißung künftigen  Raubes  waren.  Das  „Nein,  niemals“  des  Herrn 
von  Kühlmann  war  das  „Nein,  niemals“  des  deutschen  Volkes.  Jeder 
feindliche  Militär  oder  Staatsmann,  der  gesprochen  hat,  hat  es  voll- 
kommen klar  gemacht,  daß  er,  mit  seinem  oder  gegen  seinen  Willen, 
nur  ein  Werkzeug  in  der  Hand  seiner  Nation  war,  die  Weltherrschaft 
zu  erlangen.  Es  ist  darum  die  Nation,  wie  unsere  französischen  Ver- 
bündeten von  Anfang  an  verlangten,  die  bestraft  werden  muß.“ 

Ganz  anders  urteilen  in  England  die  Führer  des  Pazifis- 
mus und  sozialen  Fortschritts.  So  schreibt  P h. 
S n o w d e n in  der  Vorrede  zu  E.  D.  Morel’s  Aufsatz  über  die 
„Diplomatie  der  Vorkriegszeit“  mit  Beziehung  auf  dessen  früheres 
Buch  „Die  Wahrheit  und  der  Krieg“: 

„Dieses  während  des  Krieges  veröffentlichte  Buch  hat  viel  dazu 
beigetragen,  den  durch  die  Irreführungen  und  Unwahr- 
heiten der  alliierten  Staatsmänner  geförderten,  bequemen 
und  selbstgefälligen  Glauben  zu  erschüttern,  daß  der  Krieg  ausschließ- 
lich durch  die  Treibereien  des  deutschen  Militarismus  und  das  ehr- 
geizige Streben  Deutschlands  nach  Weltherrschaft  verursacht 
worden  sei.“ 
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Anhang 

Die  französisch-russische  Militärkonvention 
27.  Dezember  1893 
vom  4.  Januar  1894 

1.  Französischer  Text  des  Entwurfs  vom  17.  August  1892 

(3.  französisches  Gelbbuch  Nr.  71) 

La  France  et  la  Russie,  etant  animees  d*un  egal  desir  de  con- 
server  la  paix,  et  n’ayant  d’autre  but  que  de  parer  aux  necessites 
d’une  guerre  defensive,  provoquee  par  une  attaque  des  forces  de  la 
Triple  Alliance  contre  Fune  ou  l’autre  d’entre  eiles,  sont  convenues 
des  dispositions  suivantes: 

1°  Si  la  France  est  attaquee  par  FAllemagne,  ou  par  ITtalie 
soutenue  par  FAllemagne,  la  Russie  emploiera  toutes  ses  forces 
disponibles  pour  attaquer  FAllemagne. 

Si  la  Russie  est  attaquee  par  FAllemagne,  ou  par  FAutriche 
soutenue  par  FAllemagne,  la  France  emploiera  toutes  ses  forces 
disponibles  pour  attaquer  FAllemagne. 

2°  Dans  le  cas  oü  les  forces  de  la  Triple  Alliance,  ou  d’une 
des  puissances  qui  ent  font  partie,  viendraient  ä se  mobiliser,  la 
France  et  la  Russie,  ä la  premiere  annonce  de  Fevenement,  et  sans 
qu’il  soit  besoin  d’un  concert  prealable,  mobiliseront  immediatement 
et  simultanement  la  totalite  de  leurs  forces,  et  les  porteront  le  plus 
pres  possible  de  leurs  frontieres. 

3°  Les  forces  disponibles  qui  doivent  etre  employees  contre 
FAllemagne  seront,  du  cöte  de  la  France,  de  1.300.000  hommes,  du 
cöte  de  la  Russie,  de  700.000  ä 800.000  hommes. 

Ces  forces  s’engageront  ä fond,  en  toute  diligence,  de  maniere 
que  FAllemagne  ait  ä lütter,  ä la  fois,  ä Fest  et  ä Fouest. 

4°  Les  Etats-majors  des  armees  des  deux  pays  se  concerteront 
en  tout  temps  pour  preparer  et  faciliter  1 execution  des  mesures  pre- 
vues  ci-dessus. 

Ils  se  communiqueront,  des  le  temps  de  paix,  tous  les  renseigne- 
ments  relatifs  aux  armees  de  la  Triple  Alliance  qui  sont  ou  par- 
viendronj:  ä leur  connaissance. 
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Les  voies  et  moyens  de  correspondre  en  temps  de  guerre  seront 
etudies  et  prevus  d’avance. 

5°  La  France  et  la  Russie  ne  concluront  pas  la  paix 
separement. 

6°  La  presente  Convention  aura  la  meme  duree  que  la  Triple 
Alliance. 

7°  Toutes  les  clauses  enumerees  ci-dessus  seront  tenues  rigou- 
reusement  secretes. 

Signatur e du  Ministre: 

Signature  du  Ministre: 

L’Aide  de  camp  genöral, 

Chef  de  FEtat-major  general, 

Signe:  Obroutcheff 

Le  general  de  division, 
Conseiller  d’Etat, 

Sous-chef  d’Etat-major  de  F Armee 
Signe:  Boisdeffre*) 

2.  Uebersetzung 

Frankreich  und  Rußland,  gleichmäßig  beseelt  von  dem 
Wunsche,  den  Frieden  zu  erhalten,  und  kein  anderes  Ziel  ver- 
folgend, als  den  Notwendigkeiten  eines  Verteidigungskrieges  zu 
begegnen,  der  durch  einen  Angriff  der  Streitkräfte  des  Dreibundes 
gegen  die  eine  oder  andere  der  beiden  Mächte  veranlaßt  wäre,  sind 
über  die  folgenden  Abmachungen  übereingekommen: 

1 . Wenn  Frankreich  durch  Deutschland  oder  durch  Italien  mit 
Unterstützung  Deutschlands  angegriffen  wird,  so  wird  Rußland 
alle  seine  verfügbaren  Kräfte  zum  Angriff  auf  Deutschland  ver- 
wenden. 

Wenn  Rußland  durch  Deutschland  oder  durch  Oesterreich 
mit  Unterstützung  Deutschlands  angegriffen  wird,  so  wird  Frank- 
reich alle  seine  verfügbaren  Kräfte  zum  Kampf  gegen  Deutsch- 
land verwenden. 

2.  Falls  die  Streitkräfte  des  Dreibundes  oder  einer  der  Mächte 
des  Dreibundes  mobilisiert  werden  sollten,  werden  Frankreich  und 
Rußland  auf  die  erste  Nachricht  dieses  Vorgangs  und  ohne  daß 
es  eines  vorhergehenden  Einvernehmens  bedürfte,  unverzüglich 
und  gleichzeitig  die  Gesamtheit  ihrer  Streitkräfte  mobilmachen  und 
sie  so  nahe  als  möglich  an  ihren  Grenzen  versammeln. 


*)  Ce  document  est  conserve  dans  une  enveloppe  portant  cette  annotation 
autographe:  „La  Convention  militaire  est  accept£e  par  la  lettre  de  M.  de  Oiers 
ä M.  de  Montebello  donnant  force  de  trait£  ä cette  Convention.“ 

(Sign€):  Felix  Faure,  15  octobre 
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3.  Die  gegen  Deutschland  zu  verwendenden  verfügbaren 
Streitkräfte  werden  auf  Seife  Frankreichs  1.300.000  Mann,  auf 
Seite  Rußlands  700 — 800.000  Mann  betragen.  Diese  Streitkräfte 
werden  in  aller  Eile  zu  entscheidendem  Kampfe  eingesetzt  werden, 
so  daß  Deutschland  gleichzeitig  im  Osten  und  im  Westen  zum 
Kampfe  gezwungen  ist. 

4.  Die  Generalstäbe  der  Armeen  der  beiden  Länder  werden 
sich  ständig  ins  Benehmen  setzen,  um  die  Ausführung  der  oben 
vorgesehenen  Maßnahmen  vorzubereiten  und  zu  erleichtern. 

Sie  werden  sich  schon  in  Friedenszeiten  alle  auf  die  Heere 
des  Dreibundes  bezüglichen  Nachrichten  mitteilen,  die  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangt  sind  oder  noch  kommen  werden. 

Die  Mittel  und  Wege  des  Verkehrs  in  Kriegszeiten  werden 
studiert  und  im  voraus  geregelt  werden. 

5.  Frankreich  und  Rußland  werden  keinen  Sonderfrieden 
schließen. 

6.  Die  vorliegende  Konvention  soll  solange  dauern  wie  der 
Dreibund. 

7.  Alle  oben  aufgezählten  Festsetzungen  sind  streng  geheim 
zu  halten. 

Unterschrift  des  Ministers: 

Unterschrift  des  Ministers: 

Der  Generaladjutant, 

Chef  des  Generalstabes 
gez.:  Obroutcheff 

Der  Divisionsgeneral, 
Staatsrat, 

Unterchef  des  Generalstabes  der  Armee 
gez.:  Boisdeffre*) 

Der  endgültige  Briefwechsel  fand  erst  statt  am  27.  Dezember 
1893  (Giers-Montebello)  und  4.  Januar  1894  (Montebello-Giers). 


3.  Die  Ansicht  des  Sous-Chefs  des  französischen  Generalstabs 

(3.  französisches  Gelbbuch  Nr.  71) 

L’Empereur  m’a  parle  ensuite  de  la  mobilisation  au  sujet  de 
l’article  2. 


Dieses  Schriftstück  ist  aufbewahrt  in  einem  Umschlag,  der  folgenden 
eigenhändigen  Vermerk  trägt:  „Die  Militärkonvention  ist  angenommen  durch 
den  Brief  des  Herrn  von  Giers  an  Herrn  von  Montebello,  wodurch  dieser 
Konvention  Vertragskraft  verliehen  ist.“  gez.:  Felix  Faure,  15.  Oktober. 
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Je  lui  ai  fait  remarquer  que  la  mobilisation  c’etait  la  decla- 
ration  de  guerre;  que  mobiliser  cetait  obliger  son  voisin  ä en  faire 
autant;  que  la  mobilisation  entrainait  Texecution  des  transports 
strategiques  de  la  concentration. 

Sans  cela,  laiser  mobiliser  un  million  d’hommes  sur  sa  fron- 
tiere,  sans  en  faire  simultanement  autant,  c’etait  s’interdire  toute 
possibilite  de  bouger  ensuite,  et  se  placer  dans  la  Situation  d’un 
individu  qui,  ayant  un  pistolet  dans  sa  poche,  laisserait  son  voisin 
lui  en  mettre  un  arme  sur  le  front  sans  tirer  le  sien. 

„Cest  bien  comme  cela  que  je  le  comprends“,  nfa  repondu 
TEmpereur. 

Uebersetzung 

Der  Kaiser  sprach  mir  sodann  wegen  des  Artikels  2 über  die 
Mobilmachung. 

Ich  habe  ihm  auseinandergesetzt,  daß  die  Mobilmachung  die 
Kriegserklärung  ist;  daß  die  Mobilmachung  den  Nachbarn  zwingt, 
das  Gleiche  zu  tun;  daß  die  Mobilmachung  die  Durchführung  der 
strategischen  Transporte  und  des  Aufmarsches  nach  sich  zieht. 

Wenn  man  sonst  eine  Million  Soldaten  an  seiner  Grenze 
mobilmachen  läßt,  ohne  gleichzeitig  dasselbe  zu  tun,  so  heißt  das, 
sich  jede  spätere  Bewegungsfreiheit  nehmen  und  sich  in  die  Lage 
eines  Mannes  versetzen,  der  mit  einer  Pistole  in  der  Tasche  seinem 
Nachbar  gestattet,  ihm  einen  geladenen  Revolver  auf  die  Brust 
zu  setzen. 

„Das  ist  genau  auch  meine  Auffassung,“  antwortete  der 
Kaiser. 


4.  Die  Ansicht  des  russischen  Generalstabschefs 

(3.  französisches  Gelbbuch  Nr.  42) 

Am  16.  Juli  1892  berichtete  der  französische  Militärattache  als 
Ansicht  des  russischen  Generalstabschefs: 

„II  entend  du  reste  que  cette  mobilisation  de  la  France  et  de  la 
Russie  soit  suivie  immediatement  d effets  actifs,  d’actes  de  guerre, 
en  un  mot  soit  inseparable  d’une  agression.“ 

Uebersetzung 

Er  ist  übrigens  der  Ansicht,  daß  auf  diese  Mobilmachung 
Frankreichs  und  Rußlands  greifbare  Wirkungen,  kriegerische 
Handlungen  unmittelbar  folgen,  kurz,  daß  sie  untrennbar  von 
einem  Angriff  sei. 


©ie  Verbanblungen  non  @pa  unb  Stier 


©en  gefamfen  Verlauf  bet  VkffenffillffanbSnerbanblungen  umfaf}l  bie 
bemnäd)ff  erfdjeinenbe  ömflidje  VuSgabe  bet 

9Haferialten,  betreffenb 

i<iMiiiiiiHiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii!iiiiiiiiiiiiiii!!iiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiii!iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiittiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiinmiiii!i 

We  ^ßaffenfüßffanbö- 

iimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiuiimmiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiiiiiiiiimiiiiiiiiUHiiiiiii 

oerbonblungen 

Htiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimmiiiiimiiiiiiiiimiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiiitiiiiuiiliiiiii 

5tmflid)er  £eff  / ‘Sluforifierfe  ^u^gobe 

3m  iltsifcage  öec  Senffdjen  H3 aff enf fl (Iff on&ef ommifflon  („IBafo“) 

8 Seile 

1.  Seil:  ©a$  (Enbe  be$  Vlelf&riegeS.  ©ie  37  funkle  be§  ‘Präfibenfen 

<2öilfon.  ©er  Vofentoecbfel  mit  V3ilfon.  ©ie  Vebingungen  non 
(Eompiegne.  ©ie  llnler3eid)nung.  ©er  Vertrag. 

2.  Seil:  ©ie  Verlängerungen  be$  VkffenflillffanbeS.  ©er  Volentoecbfel 

unb  bie  Verbanblungen  in  Srier  nebft  bem  V3or!lauf  ber  Abkommen 
Dom  13.  ©e3ember  1918,  16.  3anuar  1919  unb  16.  ftebruar  1919. 

3.  Seil:  ©ie  finan3ießen  Vefümmungen  be$  V3affenflißffanb$nerlrage4. 

Vofentnecbfel,  Verbanblungen  unb  Abkommen. 

4.  Seil:  ©ie  Vereinbarungen  über  bie  Lieferung  non  Lebensmitteln  unb 

if)re  „(Erfüllung*  burd>  bie  (Enlenle.  ©ie  Verbanblungen  in  Srier 
unb  Vrüffel. 

5.  Seil:  ©a$  Luxemburger  Vbfeommen  oom  25.  ©e3ember  1918. 

6.  Seil:  ©ie  Rückgabe  non  Vtafcfnnen  unb  Vlalerial  an  Velgien  unb 

ffranhreid).  Ltofenroecbfel,  Verbanblungen  unb  Verorbnungcn  3ur 
©urcbfübrung  ber  Veflimmungen. 

7.  Seil:  ©er  ©urcfoug  ber  polnif<f>en  Vrmee  £aßer  burcb  beulfcbeS  (Sebief. 

Volemnecbfel,  Verbanblungen  unb  Abkommen. 

8.  Seil:  ©ie  ©eulfcbe  VJaffenffißflanbS&ommiffion.  Verid)f  über  ihre 

Säfigkeif  nom  Llbfcblufc  be£  VJaffenffillflanbeS  bi$  3um  3nkrafttrefen 
beS  griebenS. 

Vlitteilungen  über  bie  Labenpreife  folgen  beim  (Erfcbeinen  bet  einjelnen  Seile 
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Nachschrift 


Nach  der  mir  eben  zugehenden  Schrift  „Le  Plan  17“  von 
Andre  Morizet  blieb  der  französische  Plan  eines  Aufmarsches 
„von  Belfert  bis  zur  Nordsee“  nur  Projekt  und  ist  nicht  in  Kraft 
getreten.  Damit  werden  die  Fragen  auf  Seite  37  gegenstandslos. 
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©ie  Verbanblungen  oon  VerfailleS 


Den  geturnten  Detlauf  Der  Sciebensuecbanölutigeji  umfaffen  Die 

3Kaferiafien,  befreffeitb  ble 
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$riebenöt>erl)onblun<jen 
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3 e h n Seite  unb  brei  Veihefte 

3m  Ruftroge  beS  RuSmärfigen  RmfeS 

1.  u.  2.  Seit:  ©er  Rotenkampf  um  ben  grieben  in  VerfailleS.  (Enthält  bie 
3U>ifchen  bem  (Empfang  ber  griebenSbebingungen  burch  ©eutfcblanb  unb  ber 
Überreichung  ber  beutfehen  ©egenoorfchläge  an  bie  (Entente  getoechfelten 
Roten je  2 Rt. 

3.  Seit:  ©ie  beutfeben  ©egenoorfchläge  3U  ben  griebenSbebingungen  ber 

Rlliierten  unb  Rffo3iierten  Rtäcbte 3 RZ. 

4.  Seit:  RZanfelnote  unb  Rntroort  ber  Rlliierten  unb  Rffo3iierfen  Rtäcf>te  auf 

bie  beutfeben  ©egenoorfchläge,  einfd)tiefeticb  beS  RbkommenS  über  bie  be- 
leihten ©ebiete 3 RZ. 

5.  Seit:  3ufammenftettung  ber  oon  ben  Rlliierten  unb  Rffo3iierten  Regierungen 

infolge  ber  beutfeben  ©egenoorfchläge  oorgenommenen  Sinberungen  beS 
urfprünglicben  RJortlauteS  ber  griebenSbebingungen 3 Rt. 

6.  Seit:  ©aS  beuffebe  Rkijjbucb  über  bie  Scbulb  am  Kriege  mit  ber  ©enkfebriff 

ber  beutfeben  Viererkommiffion  3um  Scbulbbericbt  ber  Rlliierten  unb 
Rffo3iierfen  9Ttäd>fe 3 RT. 

7.  Seil:  ©er  ffriebenSoerlrog  3toifcben  ©eutfcblanb  unb  ben  Alliierten  unb 

Rffajiierten  Rtäcbien,  nebft  bem  Scblufjprofokoll  unb  ber  Vereinbarung, 
betr.  bie  mitifärifefje  Vefefjung  ber  Rbeinlanbe.  Volksausgabe  in  brei 
Sprachen  (beuffcb-fran3öfifcb-englifcb) 15  Rt. 

8.  Seit:  ©er  ftriebenSoertrag  3toifd>en  ©eutfcblanb  unb  ber  (Entente.  Voll- 

ftänbige  Volksausgabe  ber  amtlichen  beutfeben  Übertragung  . 3.50  Rt. 

9.  Seit:  ©er  Rotemoecbfel  oon  ber  Überreichung  beS  ItttimatumS  ber  Rlliierten 

unb  Rffo3iierten  Rtäcbte  bis  3ur  llnter3eicbnung  beS  griebenSoertrageS  3 9 K. 

10.  Seit:  VottftänbigeS  Socboer3ei(foniS  3Uitt  fftiebenSoetlroqe  (3U  alten  RuS- 

gaben  brauchbar),  27Ö  3toeifpaltige  golio-Seiten,  13000  Sficbtoorfe, 
4 graphifd)e  Safeln 10  Rt. 

1.  Veiheff:  ©ie  amtlichen  harten  3um  ffriebenSoerlroge.  SonberauSgabe. 

1.  ©ie  ©ren3en  ©eutfchtanbS  nach  bem  griebenSoertrage.  2.  ©aS  Saar- 
gebiet. 3.  SchteSroig.  4.  ©an3ig 6.50  Rt. 

2.  Veiheft:  ©ie  ‘Parifer  Vötkerbunbakte  oom  14.  Februar  1919  unb  bie  ©egen- 

oorfcbläge  ber  beutfeben  Regierung  für  bie  (Errichtung  eines  VölkerbunbeS, 
mit  bem  (Entrourf  eines  RbkommenS  über  internationales  Rrbeiferrecbt  2 Rt. 

3.  Veiheft:  ©ie  Vereinbarung  betreffenb  bie  mititärifche  Vefefjung  ber  Rhein- 

tanbe  ca.  1 Rt. 

Diefe  Sammlung 

bietet  Die  einjige  oollffänöige  3ufammenftellung  aller  autbentifeben  lejte 

3u  ben  angeführten  greifen  tritt  ber  ortsübliche  SeuerungS3ufd)lag 
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